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I.  Empfehlungen zum Umgang im direkten Kundenkontakt

Hinweis: Die Bundeszentrale fur gesundheitliche Aufklarung bietet Merkblatter zur Hygiene in
Englisch und Ttrkisch und Infografiken in Englisch, Franzosisch, Turkisch, Arabisch, Russisch
und Farsi an.

1. HygienemafRnahmen bei Einsatz im Umfeld der Liegenschaften (20.03.2020)

Es gelten in diesem Fall die grundsatzlichen allgemein bekannten Verhaltensweisen, die auch
im Merkblatt der Bundeszentrale fur gesundheitliche Aufklarung in Bezug auf Hygiene doku-
mentiert sind:

- Abstand zu anderen Personen halten

- Husten und Niesen in den Ellbogen

- kein Handeschiitteln / kein direkter Kontakt

- nach dem Einsatz Hande flir mindestens 30 Sekunden mit Wasser und Seife waschen

2. Bei einem reguléren Einsatz bei einem Kunden in der Wohnung (23.03.2020)
- Einweghandticher, Millbeutel und Seifenspender zur Verfligung stellen

Empfehlungen des Robert-Koch-Instituts fir ,Hygienemaflnahmen fir nicht-medizinische Ein-
satzkrafte“ beachten. Schlisselfragen:

SchlUsselfragen bei Erstkontakt:

1: Hat die Person grippeahnliche Symptome (z.B. Fieber, Husten, infektbedingte Atemnot)?
2a: War die Person innerhalb der letzten 14 Tage in einem besonders betroffenen Gebiet in
Deutschland bzw. in einem internationalen Risikogebiet?

2b: Hatte die Person innerhalb der letzten 14 Tage Kontakt zu einem Coronavirus-Erkrankten?

Wenn alle Fragen mit nein beantwortet wurden:

- mind. 1,5 m Abstand zu anderen Personen halten

- den Kunden héflich bitten wahrend der Reparaturarbeiten nicht im gleichen Raum zu
bleiben

- Husten und Niesen in den Ellbogen

- kein Handeschiitteln / kein direkter Kontakt

- auf Unterschrift des Mieters verzichten, Arbeit via Foto dokumentieren

- nach dem Einsatz Hande intensiv fir mindestens 30 Sekunden mit Seife waschen, ver-
wendete Einweghandtiicher nach der Benutzung beim Kunden aus der Mietwohnung
in einem gesonderten Millbeutel mitnehmen und entsorgen.

Wenn Frage 1 UND 2a und/oder 2b mit ,,JA“ beantwortet wurde:
- Tragen eines Mund-Nasen-Schutzes fir Einsatzkraft und Fremdperson, weiter wie
oben.
3. Bei einem Einsatz in einer Wohnung, die offensichtlich durch das Gesundheitsamt

unter Quaranténe gestellt wurde (Stand: 24.03.2020)

Hinweis: Die Telekom betritt derzeit keine Wohnungen, die unter Quarantane stehen.


https://www.infektionsschutz.de/coronavirus/informationen-in-anderen-sprachen.html
https://www.infektionsschutz.de/fileadmin/infektionsschutz.de/Downloads/200309_BZgA_Atemwegsinfektion-Hygiene_schuetzt_3x_01_DE.pdf
https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Infografik_Einsatzkraefte.html
https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Infografik_Einsatzkraefte.html
https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Risikogebiete.html
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In diesem Fall ist davon auszugehen, dass der Mieter, der sich in seiner Wohnung in behordli-
cher Quaranténe befindet, nach Vorgaben des zustandigen Gesundheitsamtes handelt. Diese
waren zwingend zu beachten.

Nur Arbeiten ausfihren, die einen Notfall darstellen. Dies sind:

- Stromversorgung

- Wasserschaden (aber nicht der tropfende Wasserhahn)

- Schimmel

- Heizung

- Einweghandtticher, Mullbeutel, Seifenspender, Desinfektionsmittel und Mund-Nasen-
Schutz zur Verfligung stellen

- den Kunden héflich bitten wahrend der Reparaturarbeiten nicht im gleichen Raum zu
bleiben. (Wahrscheinlich sind zudem Vorgaben des Gesundheitsamtes zu beachten.)

- Vor Betreten der Wohnung Mieter bitten gut zu luften

- Tragen eines Mund-Nasen-Schutzes fiir Einsatzkraft und Fremdperson

- im Nachgang zu den Arbeiten Hande intensiv fur mindestens 30 Sekunden mit Seife
waschen, Einweghandtticher nach der Benutzung beim Kunden aus der Mietwohnung
in einem gesonderten Millbeutel mitnehmen und entsorgen.

- Auftrag per Foto dokumentieren, auf Unterschrift Mieter verzichten

- Die eingesetzte Schutzausristung nach der Benutzung vor der Mietwohnung auszie-
hen und in einem gesonderten Mullbeutel mitnehmen und entsorgen.

- Im Anschluss Hande desinfizieren.

- Einwegmasken FFP2 / FFP 3 aufgrund der aktuellen Verknappung nur bei einem be-
grindeten Verdacht im Umgang mit Mietern nutzen.

- Fur die regulare Tatigkeit auf den Baustellen auf GVS Masken P3 als Staubschutzmas-
ken zuruckgreifen.

- Desinfektionsmittel nicht im Ubermaf und nur gezielt eingesetzt werden.

Merkblatt zur Hygienevorsorge:
https://www.infektionsschutz.de/fileadmin/infektionsschutz.de/Bilder/Infografiken/vorschau hy-

gienetipps.png

4. Technische Fragen (Stand: 27.03.2020)
a) Hausreinigung (Stand: 26.03.2020)

Mieter missen ihrem Vermieter oder Nachbarn nicht mitteilen, wenn sie erkrankt sind oder in
hausliche Quarantdne missen. Selbst wenn der Vermieter erfahrt, dass einer seiner Mieter
betroffen ist, darf er diese Information (mit Blick auf den Datenschutz) nicht so ohne Weiteres
an andere Hausbewohner weitergeben. Es kénne aber durchaus sein, dass die Behdrden die
Nachbarn als mogliche Kontaktpersonen - wie oben beschrieben - informieren.

Fur Haushalte die unter Quaranténe stehen, sind die Gesundheitsémter zustandig. Diese ver-
anlassen alle Mal3hahmen. Derzeit werden von den Gesundheitsdmtern in den Quarantane-
wohnungen keine Desinfektionen empfohlen, z.B. nicht fir Geschirr und nicht fir Wésche. Ein
Merkblatt fir Betroffene hat das RKI herausgegeben.

Nach Aussagen von Hygienikern ist das Putzen von Stellen, die oft angefasst werden, im 6f-
fentlichen Bereich natrlich sinnvoll. Aber entscheidend sind weniger die Turklinke und der


https://urldefense.com/v3/__https:/www.infektionsschutz.de/fileadmin/infektionsschutz.de/Bilder/Infografiken/vorschau_hygienetipps.png__;!!LwwZ4JhpcA!ly_oGwftYtDUjfKmASnbqLIzFmeH2Ymx5RteB_GmqBk1mnd5FBP3K47fVTj7MtCyhLQM$
https://urldefense.com/v3/__https:/www.infektionsschutz.de/fileadmin/infektionsschutz.de/Bilder/Infografiken/vorschau_hygienetipps.png__;!!LwwZ4JhpcA!ly_oGwftYtDUjfKmASnbqLIzFmeH2Ymx5RteB_GmqBk1mnd5FBP3K47fVTj7MtCyhLQM$
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Haltegriff als die Hande hinterher. Denn man fasst nach der Klinke wahrscheinlich noch an-
dere Sachen an, die ebenfalls kontaminiert sein kdnnten. Auch kann direkt nach einer Reini-
gung der nachste anfassen. Das Entscheidende ist also, dass die Hande sauber sind. Daher
heil’t das oberste Gebot: griindliches Handewaschen mit Seife.

Wichtig zu wissen ist aber, dass die Viren auf unbelebten Oberflachen recht lange Uberleben
konnen, offenbar bis zu 9 Tage. Auf haufig benutzten Flachen ist eine Ubertragung moglich,
es gibt aber keine Daten zu erfolgten Ubertragungen. Ein Kontakt von 5 s kann wohl 31,6%
der Viruslast auf die Hande Ubertragen (im Hausflur sind 5s Flachenkontakt auf ein und der-
selben Flache ungewdhnlich). Dann musste die Viruslast von der kontaminierten Kontaktfla-
che noch ins Gesicht. Das kann aber eben durch Handewaschen vermieden werden. Quelle:
Elsevier

Reinigung mit Wasser und Reinigungsmittel minimiert zumindest den Virenbesatz im Treppen-
haus. Es empfiehlt sich daher, in der Hausreinigung neben der grindlichen und nach Bedarf
auch ofteren Reinigung insbesondere Turgriffe und Treppenlaufe mit reinigen zu lassen. Eine
Desinfektion erscheint aus hygienischer Sicht derzeit nicht generell notwendig. Sollten Desin-
fektionsmittel vorhanden sein, kénnten jedoch speziell Driickerplatten in Aufziigen damit be-
handelt werden, da Wasser hier eher kontraproduktiv wirkt.

b) Wohnungsiubergabe (Stand: 26.03.2020)

Wohnungsunternehmen berichten, dass sie Wohnungsabnahmen und -libergaben momentan
getrennt mit Mieter und Nachmieter durchfiihren, wobei jeweils auch nur eine Person der Miet-
parteien anwesend sein darf.

Zu Fragen der Wohnungsibergabe bei Infizierungen liegen derzeit keine belastbaren Informa-
tionen vor. Quarantane und Isolation in einer Wohnung obliegen dem Gesundheitsamt. Fragen
sind ggf. mit dem Gesundheitsamt zu klaren. Wenn Viren auf unbelebten Oberflachen bis zu 9
Tage Uberleben kénnen (siehe Elsevier), sollte man davon ausgehen kénnen, dass die Woh-
nung nach 9 Tagen Leerstand ohne Gefahr betreten werden kann.

Der VNW berichtet, dass laut NDR in Hamburg Umzugshilfe bei Einhaltung einiger Regeln er-
laubt ist und nicht gegen eine Kontaktbeschrankung verstoft.

c) Vorubergehende Stilllegungen von Trinkwasserinstallationen in Gebauden bei
Betriebsunterbrechungen im Zuge von Malinahmen gegen das Coronavirus
(Stand: 24.03.2020)

Durch die Malinahmen gegen das Coronavirus erfolgen auch Betriebsunterbrechungen bei
Trinkwasserinstallationen, z.B. in geschlossenen Kindergarten und Schulen, derzeit nicht ge-
nutzten Gastewohnungen oder Wohnungen von Haushalten, die in ihr Heimatland gereist sind
und derzeit nicht zurickkommen kénnen.
Sollte abzusehen sein, dass eine Trinkwasseranlage bis auf Weiteres nicht mehr benutzt wird,
muss

- entweder der bestimmungsgemalie Betrieb aufrechterhalten werden oder

- die Trinkwasser-Installation vortibergehend stillgelegt werden (Betriebsunterbre-

chung).

Der bestimmungsgemalie Betrieb einer Trinkwasser-Installation ist dann gegeben, wenn das
Trinkwasser in der Anlage mindestens alle sieben Tage, besser alle drei Tage, vollstéandig
ausgetauscht wird.


https://www.sciencedirect.com/science/article/pii/S0195670120300463
https://www.ndr.de/nachrichten/hamburg/Hilfe-beim-Umzug-trotz-Coronavirus-erlaubt-,umzug278.html
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Bei einer langerfristigen Stilllegung einer Trinkwasser-Installation in einem Geb&aude ist diese
mit Trinkwasser beflillt zu belassen und am Hausanschluss an der Hauptabsperrarmatur ab-
zusperren. Ist eine Wohnung und kein ganzes Gebaude betroffen, ist die Absperrarmatur in
der Zuleitung zur Wohnung abzusperren. Nur in wenigen Ausnahmefallen ist es notwendig,
die Anlage zu entleeren. Dies ist mdglichst zu vermeiden, da durch die Entleerung auch Ver-
schmutzungen und Verkeimungen in die Trinkwasser-Installation eingetragen werden kdénnen.
Zur Wieder-Inbetriebnahme genuigt es tblicherweise, alle Entnahmestellen vollstandig zu off-
nen und das Wasser bis zur Temperaturkonstanz abflieRen zu lassen. Quelle: DVGW

d) Abfalltrennung (27.03.2020)

Das BMU hat eine Pressemeldung zur Millentsorgung allgemein und speziell zur Abfalltren-
nung fur Haushalte unter Quaranténe herausgegeben.

Mieter missen ihrem Vermieter oder Nachbarn nicht mitteilen, wenn sie erkrankt sind oder in
hausliche Quarantane missen. Die speziellen Informationen zur Millentsorgung fiir Haushalte
unter Quarantéane mussten daher im Allgemeinen durch die Gesundheitsamter an die betroffe-
nen Haushalte gegeben werden. Doch auch die Hinweise auf die normale Abfalltrennung er-
scheinen hinsichtlich der héheren Abfallmengen sehr wichtig. Durch das Wohnungsunterneh-
men kénnen die Informationen auf dem tblichen Wege (Aushang, Mieterprotal) an die Mieter
weitergegeben werden. Original siehe BMU Pressemeldung:

Abfalltrennung in Zeiten der Coronavirus-Pandemie wichtiger denn je - Ausnahme nur
fir Haushalte mit infizierten Personen oder begriindeten Verdachtsfallen

Die Bekampfung des SARS-CoV-2-Virus stellt auch die Abfallentsorgung in Deutschland vor
besondere Herausforderungen. Da sich mehr Menschen langer als sonst zuhause aufhalten,
fallt dort auch mehr Abfall an. Es kommt auf alle Burgerinnen und Birger an, damit die
Restabfalltonnen nicht tGiberquellen und Hygieneregeln eingehalten werden. Umso wichtiger
sind wahrend der Coronavirus-Pandemie die Abfallvermeidung und die richtige Abfalltrennung.
Ausnahmen gelten nur fir Haushalte, in denen infizierte Personen oder begriindete Ver-
dachtsfalle in hauslicher Quaranténe leben.

Bisher sind keine Falle bekannt, bei denen sich Personen durch Berihrung von kontaminier-
ten Oberflachen mittels Kontaktinfektion angesteckt haben. Dennoch ist dieser Ubertragungs-
weg nicht auszuschlie3en. Zum Schutz der Hausmeister, Nachbarinnen und Nachbarn in
Mehrparteienhausern sowie der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der Abfallentsorgung emp-
fiehlt das Bundesumweltministerium (BMU) daher in Abstimmung mit den fiir die Abfallentsor-
gung zustandigen Ministerien der Bundeslander folgende VorsichtsmalRnahmen.

Fur private Haushalte, in denen infizierte Personen oder begriindete Verdachtsfalle von CO-
VID-19 in hauslicher Quarantane leben, gilt:

e Neben Restmill werden auch Verpackungsabfélle (gelber Sack), Altpapier und Biomdll
Uber die Restmiilltonne entsorgt.

e Samtliche dieser Abfalle werden in stabile, méglichst reil3feste Abfallsdcke gegeben.
Einzelgegenstande wie Taschentiicher werden nicht lose in Abfalltonnen geworfen.

o Abfallsdcke werden durch Verknoten oder Zubinden verschlossen. Spitze und scharfe
Gegenstande werden in bruch- und durchstichsicheren Einwegbehaltnissen verpackt.
Muillsécke werden mdoglichst sicher verstaut, so dass vermieden werden kann, dass


https://www.dvgw.de/medien/dvgw/verein/aktuelles/news/coronavirus-dvgw-information-trinkwasser-installation.pdf
https://www.bmu.de/pressemitteilung/abfalltrennung-in-zeiten-der-coronavirus-pandemie-wichtiger-denn-je/
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zum Beispiel Tiere Millsacke aufreil3en und mit Abfall in Kontakt kommen oder
dadurch Abfall verteilt wird.

e Glasabfalle und Pfandverpackungen sowie Elektro- und Elektronikabfalle, Batterien
und Schadstoffe werden nicht iber den Hausmiill entsorgt, sondern nach Gesundung
und Aufhebung der Quarantane wie gewohnt getrennt entsorgt.

Fur alle privaten Haushalte in Deutschland, in denen keine infizierte Personen oder begrin-
dete Verdachtsfalle von COVID-19 leben, gilt weiterhin uneingeschrankt das Gebot der Abfall-
trennung. Fur sie &ndert sich bei der gewohnten Abfallentsorgung nichts.

Diese Vorsichtsmalinahmen orientieren sich an den Empfehlungen des Robert-Koch-Instituts
(RKI). Die Bundesléander haben sich auf ein vergleichbares Vorgehen verstandigt, im Detalil
sind Abweichungen mdglich.

e) Betrieb Raumlufttechnischer Anlagen unter den Randbedingungen der aktuellen
Covid-19-Pandemie (Stand: 02.04.2020)

Die Verbande Fachverband Gebaude-Klima, RLT-Herstellerverband und Bundesindustriever-
band technische Gebaudeausriistung haben in einem Papier die derzeitigen Empfehlungen
zum Betrieb raumlufttechnischer Anlagen unter den Randbedingungen der aktuellen Covid-19-
Pandemie zusammengefasst. Ausziige aus dem Papier:

Nach aktuellem Kenntnisstand werden Corona-Viren durch Tropfcheninfektion tbertragen.
Grundsatzlich wird eine gute Luftung der Raume mit mdglichst hohem Auf3enluftanteil empfoh-
len. Eine Ubertragung von Corona-Viren iiber Liftungs-/Klimaanlagen kann nach aktuellem
Kenntnisstand nahezu ausgeschlossen werden. Uber die AuRen- und Zuluftleitungen kénnen
auch aufgrund der Filtrierung keine Tropfchen, die das Corona-Virus enthalten kénnten, in die
Réaume eingetragen werden. Abluftleitungen, die moéglicherweise mit Tropfchen belastete Ab-
luft aus den Raumen aufnehmen, transportieren diese nicht in andere Bereiche, da die Sys-
teme im Unterdruck betrieben werden und dadurch auch bei Leckagen der Leitungen keine
Abluft entweichen kann.

Empfehlungen fir den Betrieb der Anlagen:

- RLT-Anlagen mit Auf3enluft nicht abschalten, die Auf3enluftvolumenstréme nicht redu-
zieren.

- Umluftanteile, soweit in den Anlagen vorhanden, zugunsten der Auf3enluftanteile redu-
zieren.

- Betriebszeiten der Anlagen ggf. vor und nach der regularen Nutzungszeit verlangern.

- Uberstrémung von verschiedenen Nutzungseinheiten minimieren (méglichst balan-
cierte Luftvolumenstréme in den Nutzungseinheiten). Dabei ist anzumerken, dass eine
Uberstrémung in normalen Gebauden wegen Tiren, Fenstern und Leckagen praktisch
niemals ausgeschlossen wird (Querliftung funktioniert praktisch ausschlief3lich durch
Uberstrémung).

Filterwartung:

Viren sind immer an Aerosole oder Staubpartikel gebunden und schweben daher in der Regel
nicht als Virus frei im Raum. Sie werden daher wie alle anderen Partikel im Filtermaterial ein-
gelagert. Fur die Wartung und den Austausch beladener Filter ist immer persdnliche Schutz-
ausristung zu tragen.

Anmerkung:


https://www.tga-praxis.de/system/files/pdf/2020_03_26_empfehlungen_btga_fgk_rlt_betrieb_rlt_anlagen_covid_19_pandemie.pdf
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Das Verbandepapier untersetzt die Schutzausristung mit ,Schutzkittel, Mund-/Nasenschutz
FFP3 und Schutzbrille®. Dieser Umfang an persoénlicher Schutzausristung ist nach unserer
Kenntnis nirgendwo niedergelegt. Die VDI 6022 ,Hygieneanforderungen an raumlufttechni-
sche Anlagen und Gerate" bestimmt: ,Beim Filterwechsel missen die beteiligten Personen ge-
eignete Schutzausristung tragen.” Servicefirmen bringen ihre Schutzausristung mit. In Bezug
auf eigenes Personal ist anhand einer Gefahrdungsbeurteilung zu entscheiden, ob die bishe-
rige Schutzausrustung ausreichend bleibt.

5. Weitere technische Infos (Stand: 24.03.2020)

a) Keine Ubertragung von Coronaviren durch Trinkwasser (Stand: 24.03.2020)
Trinkwasser, die unter Beachtung der allgemein anerkannten Regeln der Technik gewonnen,
aufbereitet und verteilt werden, sind sehr gut gegen alle Viren, einschliel3lich Coronaviren, ge-

schitzt. Eine Ubertragung des Coronavirus Uber die offentliche Trinkwasserversorgung ist
nach derzeitigem Kenntnisstand htchst unwahrscheinlich. Quelle: Umweltbundesamt

b) Humane Coronaviren i. A. nicht besonders stabil auf trockenen Oberflachen
(Stand: 24.03.2020)

Die Stabilitdt von Coronaviren in der Umwelt h&ngt von vielen Faktoren wie Temperatur, Luft-
feuchtigkeit und Beschaffenheit der Oberflache sowie vom speziellen Virusstamm und der Vi-
rusmenge ab. Im Allgemeinen sind humane Coronaviren nicht besonders stabil auf trockenen
Oberflachen. In der Regel erfolgt die Inaktivierung in getrocknetem Zustand innerhalb von
Stunden bis einigen Tagen. Fir das neuartige Coronavirus SARS-CoV-2 zeigen erste La-
boruntersuchungen laut einem Preprint-Artikel (eine Verdffentlichung, die noch nicht durch ein
in der Wissenschaft Uibliches Peer-Review-Verfahren geprift wurde), dass es nach starker
Kontamination bis zu 3 Stunden als Aerosol, bis zu 4 Stunden auf Kupferoberflachen, bis zu
24 Stunden auf Karton und bis zu 2-3 Tagen auf Edelstahl und Plastik infektids bleiben kann.
Quelle: Bundesamt fiir Risikobewertung

c) Mieterhaushalte im selben Mehrfamilienhaus bei Infektion in einem anderen
Haushalt i. A. mit geringem Risiko (Stand: 24.03.2020)

Das RKI teilt Kontaktpersonen in verschiedene Kategorien ein, die wiederum fir sich spezifi-
sche MaRhahmen nach sich ziehen. Bewohner eines Hauses in dem ein Corona-Fall aufge-
treten ist, die aber nicht mit diesem in einem gemeinsamen Haushalt leben sind, wenn tber-
haupt den Kontaktpersonen der Kategorie Il (geringeres Infektionsrisiko) zuzuordnen.

Beispielhafte Konstellationen fir geringes Infektionsrisiko:

- Personen, die sich im selben Raum wie ein bestéatigter COVID-19-Fall aufhielten, z.B.
Klassenzimmer, Arbeitsplatz, jedoch keinen kumulativ mindestens 15-minitigen Ge-
sichts- (,face-to-face”) Kontakt mit dem COVID-19-Fall hatten.

- Familienmitglieder, die keinen mindestens 15-minttigen Gesichtskontakt (oder Sprach-
kontakt) hatten.

- Medizinisches Personal, welches sich ohne Verwendung adaquater Schutzbekleidung
im selben Raum wie der bestatigte COVID-19-Fall aufhielt, aber eine Distanz von 2
Metern nie unterschritten hat.

Empfohlenes Vorgehen fur das Management von Kontaktpersonen der Kategorie Il:


https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/374/dokumente/stellungnahme_uba_sars-co2_und_trinkwasser-1.pdf
https://www.bfr.bund.de/de/kann_das_neuartige_coronavirus_ueber_lebensmittel_und_gegenstaende_uebertragen_werden_-244062.html
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- Nur, falls gemaR Risikoeinschatzung des Gesundheitsamtes als sinnvoll angesehen,
sind optional mdglich: Information zu COVID-19, insbesondere zu Kontaktreduktion
und Vorgehen bei eintretender Symptomatik.

Das bedeutet, dass seitens des Gesundheitsamtes keine weiteren MalRnahmen vorgesehen
sind, also auch keine Reinigung oder Desinfektion von Treppenfluren. Generell gilt die Emp-
fehlung, sich nach einem Aufenthalt auRerhalb der Wohnung als erstes griindlich die Hande
zu waschen. Quelle: Robert-Koch-Institut

d) Info von BMG und BZgA in mehreren Sprachen (Stand: 30.03.2020)

Ein einfaches Plakat ,Schitzen, Erkennen, Handeln“ bietet die Bundeszentrale fir gesundheit-
liche Aufklarung zusammen mit dem BMG in Deutsch, Englisch und Turkisch an.

e) Zeitraum fur die notwendige Marktraumumstellung von L-Gas auf H-Gas wird
wegen Corona-Krise ausgeweitet (02.04.2020)

Entsprechend einer Pressemitteilung des BMWi dirfen Gasnetzbetreiber entscheiden, auf-
grund der Corona-Pandemie vorerst keine neuen Anpassungen mehr einzuleiten.

In jedem Fall muss sichergestellt werden, dass einmal begonnene Umstellungen geordnet zu
Ende gebracht werden, um eine sichere Versorgung der Endkunden mit Gas zu jeder Zeit zu
gewabhrleisten.

Wenn ein Netzbereich bereits von L- auf H-Gas umgestellt wurde, missen die Gasver-
brauchsgerate zeithah an die neue Gasqualitat angepasst werden, damit die Betriebssicher-
heit dieser Gerate gewahrleistet bleibt. Selbstverstandlich sind die Monteure gehalten, die
empfohlenen Malinahmen zum Schutz der Gesundheit zu beachten.

Hintergrund: In Deutschland Iauft seit 2014 die so genannte Marktraumumstellung, eine Um-
stellung von privaten und Industriekunden von niederkalorischem Gas (L-Gas) auf hochkalori-
sches Gas (H-Gas). Sie ist erforderlich, weil die Férderung von L-Gas in den Niederlanden
stark rticklaufig ist und deutsche Kunden das L-Gas zukulnftig nicht mehr zur Verfiigung ge-
stellt bekommen koénnen. Fir die Umstellung auf H-Gas aus anderen Bezugsquellen missen
in Haushalten, Gewerbe- und Industriebetrieben Gasgerate an die veranderte Gasqualitat an-
gepasst werden. In den vergangenen Jahren wurden bereits rund 500.000 Gasgerate ange-
passt, fur dieses Jahr sind etwa 400.000 Anpassungen vorgesehen.

6. Arbeitsschutz auf Baustellen (01.04.2020)

Eine Information der Rechtsanwaltskanzlei Rechtsanwaltskanzlei Redeker/ Sellner/ Dahs:

Unternehmen stehen im Zusammenhang mit der Corona-Krise vor Entscheidungen, die ge-
rade auf Baustellen besonders schwierig umzusetzen sind. Gleichwohl sind stimmige Malf3-
nahmen dazu nicht nur nach dem Arbeitsschutzrecht zwingend. Sie empfehlen sich auch, um
eine behordliche Stilllegung der Baustelle zu vermeiden und zu verhindern, dass im Fall einer
festgestellten Infektion mehr Arbeitskrafte als unbedingt nétig in Quarantane missen. Im Fall
eines positiven Tests eines Mitarbeiters auf eine SARS-CoV19-Infektion verfolgen die Ge-
sundheitsamter die Kontaktkette zurtick. Personen, die in den vergangenen 14 Tagen mindes-


https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Kontaktperson/Management.html
https://www.bundesgesundheitsministerium.de/fileadmin/Dateien/3_Downloads/C/Coronavirus/Coronavirus_Handzettel_barrierefrei_DE_barr.pdf
https://www.bundesgesundheitsministerium.de/fileadmin/Dateien/3_Downloads/C/Coronavirus/Coronavirus_Handzettel_barrierefrei_ENG_barr.pdf
https://www.bundesgesundheitsministerium.de/fileadmin/Dateien/3_Downloads/C/Coronavirus/Coronavirus_Handzettel_barrierefrei_tu__rkisch_barr.pdf
https://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Pressemitteilungen/2020/20200401-zeitraum-fuer-notwendige-marktraumumstellung-l-gas-auf-h-gas-wird-wegen-corona-krise-ausgeweitet.html
https://www.redeker.de/de/newsletter/coronacovid-19-auswirkungen-auf-die-baubranche-2-2020
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tens 15-mindtigen Face-to-Face-Kontakt mit dem Infizierten hatten, missen sich in Quaran-
tédne begeben. Wenn auf einer Baustelle keine ausreichenden Schutzmafnahmen getroffen
wurden oder eine Gefahr nicht auszuschliel3en ist, droht eine Stilllegung der gesamten Bau-
stelle durch das Gesundheitsamt oder durch die Arbeitsschutzbehorde.

Jedes Unternehmen muss seine Gefahrdungsbeurteilung fiir die Baustelle an die aktuelle
Lage zum Coronavirus anpassen. Es muss ein Verantwortlicher bestimmt werden, der die Ent-
wicklungen verfolgt und die Anpassungen vornimmt. Bei Baustellen, fiir die ein Sicher-

heits- und Gesundheitsschutzkoordinator (SiGeKo) bestellt wurde, ist dieser einzubeziehen.
Abgesehen von Selbstverstandlichkeiten in Zeiten von Corona (Anpassung von Hygienemalf3-
nahmen usw.) bedeutet das folgendes:

- In Bezug auf das Coronavirus sind die taglichen Hinweise und Empfehlungen des Robert-
Koch-Instituts (RKI) zu berlcksichtigen. Diese beziehen sich nicht speziell auf Baustellen,
sondern zum Beispiel auf Veranstaltungen, den Einzelhandel usw.. Unternehmen missen
prifen, ob und wie sie entsprechend auf Baustellen angewandt werden kénnen.

- Wo mdglich sind Abstandsregelungen einzufiihren (Baustellenbesprechungen, Laufwege,
Arbeiten, Pausenzeiten, Dienstgange usw.).

- Bei Arbeiten, die in engerem Abstand ausgefiihrt werden missen, ist zu prifen, ob sie un-
abdingbar sind oder verschoben werden kénnen. Bei diesen Arbeiten ist zu prifen, ob per-
sonliche Schutzausristungen (PSA) eingesetzt werden kdnnen. Dabei wird derzeit erwo-
gen, auch PSA ohne CE-Zeichen einzusetzen (nach US-amerikanischem und japanischem
Standard).

- Besonders schutzbediirftige Beschéaftigtengruppen sind zu ermitteln und bei der Arbeits-
einteilung zu bertcksichtigen. Nach dem RKI sind dies inshesondere altere Personen und
Personen mit Vorerkrankungen. Allerdings sind auch jingere Personen nach aktuellen Er-
kenntnissen von schweren Verlaufen betroffen, wenngleich seltener mit tédlichem Aus-
gang.

- Unternehmen muissen sich mit anderen Unternehmen auf derselben Baustelle abstimmen.
Informationen Uber Gefahrdungen und MalRnahmen sind wo nétig abzustimmen. Das gilt
insbesondere im Fall der Feststellung einer SARS-CoV19-Infektion eines Beschaftigten.

- Es empfiehlt sich, méglichst Kontaktbiicher zu fiihren. Darin sollte jede Person dokumen-
tieren, wenn sie einen mindestens 15-minttigen engeren Kontakt mit einem anderen hat.

7. Beschluss der Bundesregierung und der Lander zu "Kontaktsperren" (Stand:
22.03.2020)

e Die Burgerinnen und Burger werden angehalten, die Kontakte zu anderen Menschen
auRRerhalb der Angehérigen des eigenen Hausstands auf ein absolut nétiges Minimum
zu reduzieren.

e In der Offentlichkeit ist, wo immer mdglich, zu anderen als den unter I. genannten Per-
sonen ein Mindestabstand von mindestens 1,5 m einzuhalten.

e Das Verlassen der eigenen Wohnrdume und Aufenthalt im 6ffentlichen Raum ist nur
alleine, mit einer weiteren nicht im Haushalt lebenden Person oder im Kreis der Ange-
horigen des eigenen Hausstands gestattet.
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Der Weqg zur Arbeit, zur Notbetreuung, Einkaufe, Arztbesuche, Teilnahme an Sitzun-
gen, erforderlichen Terminen und Prifungen, Hilfe fir andere oder individueller Sport
und Bewegung an der frischen Luft sowie andere notwendige Tatigkeiten bleiben
selbstverstandlich weiter moglich.

VerstolRe gegen die Kontakt-Beschrankung sollen von den Ordnungsbehdrden und der
Polizei tberwacht und als Ordnungswidrigkeit bestraft werden. Gruppen feiernder Ju-
gendlicher auf 6ffentlichen Platzen sind angesichts der ernsten Lage in unserem Land
inakzeptabel.

Gastronomiebetriebe werden geschlossen. Davon ausgenommen ist die Lieferung und
Abholung mitnahmefahiger Speisen fir den Verzehr zu Hause.

Diese MaRhahmen sollen zunéchst eine Geltungsdauer von zwei Wochen haben.
Bund und Lander werden bei der Umsetzung dieser Einschrankungen sowie der Beur-
teilung ihrer Wirksamkeit eng zusammenarbeiten und sich abstimmen.

Bund und Lander sind sich darlber im Klaren, dass es sich um sehr einschneidende
MalRnahmen handelt. Aber sie sind notwendig und sie sind mit Blick auf das zu schit-
zende Rechtsgut der Gesundheit der Bevolkerung verhaltnismafig.

Arbeitsrecht (Hinweise unter Mitwirkung des AGV - Arbeitgeberverband der Deut-
schen Wohnungswirtschaft e.V. - www.agv-online.de)

1. Pflicht zur Arbeitsleistung

a) Besteht eine Pflicht zur Arbeitsleistung? (Stand: 22.03.2020)

Gemal Beschluss von Bund und Landern vom 22. Méarz qilt:

Weg zur Arbeit, zur Notbetreuung, Einkéufe, Arztbesuche, Teilnahme an Sitzungen,
erforderlichen Terminen und Prufungen, Hilfe fir andere oder individueller Sport und
Bewegung an der frischen Luft sowie andere notwendige Tatigkeiten bleiben selbstver-
standlich weiter méglich.

Bitte achten Sie auf weitere Regelungen in den Landern und Kommunen, tber die Sie
auch uber lhre Regionalverbénde informiert werden.

Ansonsten qilt:

Die Pflicht zur Arbeitsleistung wird grundsatzlich nicht berthrt. Der nicht erkrankte Arbeitneh-
mer ist weiterhin verpflichtet, die ihm tGbertragenen Aufgaben zu erfullen, sowie den Anordnun-
gen der Vorgesetzten Folge zu leisten.

Der Arbeitgeber kann — vorbehaltlich anderweitiger behoérdlicher Anweisungen — einzelne Ar-
beitnehmer jedoch — ohne oder gegen ihren Willen - aufgrund der arbeitsrechtlichen Fursorge-
pflicht (§ 241 Abs. 2 BGB) in Ausnahmeféllen von ihrer Pflicht zur Erbringung der Arbeitsleis-
tung entbinden. Voraussetzung fur eine einseitige Freistellung ist, dass das Suspendierungsin-
teresse des Arbeitgebers das Interesse des Arbeitnehmers an einer vertragsgemalfien Be-
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schaftigung Uberwiegt. Dies gilt insbesondere, wenn von dem Arbeitnehmer eine Gesundheits-
gefahr fir andere Arbeitnehmer, Kunden oder Geschéaftspartner ausgeht. Hierfur geniigt das
Vorliegen eines begriindeten Verdachts der Infektion mit einer ansteckenden Krankheit wie
dem Coronavirus. Fur die Beurteilung, ob ein begriindeter Verdacht vorliegt, kann auf die Ri-
sikobewertung des Robert-Koch-Instituts verwiesen werden. Ein begriindeter Verdacht liegt
nach Angaben des Robert-Koch-Instituts vor, wenn mindestens einer der beiden folgenden
Konstellationen vorliegt:

e Personen mit akuten respiratorischen Symptomen jeder Schwere oder unspezifischen
Allgemeinsymptomen und Kontakt mit einem bestatigten Fall von COVID-19,

e Personen mit akuten respiratorischen Symptomen und Aufenthalt in einem Risikoge-
biet.

Eine konkrete Infektionsgefahr kann dartiber hinaus gegeben sein, wenn sich der Arbeitneh-
mer in einer geféahrdeten Region aufgehalten hat, fur die eine Reisewarnung des Auswartigen
Amts ausgesprochen wurde und der Arbeitnehmer sich an Orten mit erhohtem Reise- oder
Publikumsverkehr, insbesondre Bahnhéfe und Flughéfen, aufgehalten hat. Nach dem Robert-
Koch-Institut ist auch bei Kontaktpersonen mit engem Kontakt zu einem Infizierten ein ,h6he-
res“ Infektionsrisiko gegeben.

Entsprechend 8§ 616 BGB durfte fir den kurzen Zeitraum der Freistellung ein Vergitungsan-
spruch entstehen (max. 5 bis 10 Arbeitstage).

Bitte beachten Sie Ihre Firsorgepflicht bei Arbeitnehmern mit einem erhdhten Risiko, z.B. in-
folge ihres Alters oder aufgrund bestehender Vorerkrankungen. Ist keine Freistellung oder
Homeoffice mdglich, sollte an die Einrichtung eines Einzelbilros, die Umgestaltung der Ar-
beitsaufgaben oder an sonstige MalRnahmen zum Schutz des Arbeitnehmers gedacht werden.

Im Falle der unbezahlten Freistellung ist zu beachten, dass der Versicherungsschutz in der
gesetzlichen Krankenversicherung nach Ablauf eines Monats endet (8§ 19 Abs. 2 SGB V). Hie-
rauf ist der Arbeitnehmer hinzuweisen. Insoweit empfiehlt sich, Kontakt mit der zustandigen
Krankenversicherung aufzunehmen.

b) Welche Auswirkungen auf die Arbeitspflicht hat die SchlieBung von Kitas/Schu-
len? (Stand: 22.3.2020)

Fur den Fall der Kita-/ SchulschlieRungen wegen des Coronavirus, fehlt es an einer eindeutigen
rechtlichen Grundlage fur eine bezahlte Freistellung der Arbeitnehmer.

Bitte handeln Sie als Arbeitgeber mit Augenmalf3!

c) Pflege von nahen Angehdrigen und Kindern (Stand: 22.03.2020)

Sofern ein Arbeitnehmer einen an Corona erkrankten Angehdrigen pflegt, ware er als Kontakt-
person freizustellen. Ansonsten gelten die allgemeinen Grundsatze.
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2. Informationspflichten
a) Wie muss der Arbeitgeber seine Mitarbeiter informieren? (Stand: 17.03.2020)

Aus der arbeitsrechtlichen Firsorgepflicht des Arbeitgebers heraus sollte dieser die
Mitarbeiter dartber informieren, wie man einer Infektion vorbeugen kann und was zu tun ist,
wenn Anzeichen fir eine Erkrankung des Arbeitnehmers, anderer Arbeithehmer oder von
Gaésten auftreten. Da der Arbeitgeber auch verpflichtet ist, einen Arbeitsplatz anzubieten, an
dem gefahrlos gearbeitet werden kann, sollten gentigend Mdglichkeiten fur die Arbeitnehmer
bestehen, sich die Hande mit Seife zu waschen und/oder Desinfektionsmittel zur Verfligung
stehen.

b) Muss der Arbeitnehmer den Arbeitgeber lber die Krankheitsursache informie-
ren? (Stand: 22.03.2020)

Zwar ist ein Arbeitnehmer grundsatzlich nicht verpflichtet, die bestehende Krankheit mitzutei-
len. Im Falle einer Infektion mit COVID-19 hat der Arbeithnehmer allerdings aufgrund seiner
Treuepflicht dem Arbeitgeber die genaue Erkrankung mitzuteilen. Zudem handelt es sich bei
einer Corona-Infektion um eine meldepflichtige Erkrankung, so dass der behandelnde Arzt die
Erkrankung mit dem Virus dem Gesundheitsamt mitteilen wird und dieses wird den Arbeitneh-
mer unter Quarantane stellen. Das Gesundheitsamt informiert dann in aller Regel auch den
Arbeitgeber.

Den Arbeitnehmer trifft zudem eine arbeitsvertragliche Hinweispflicht, soweit er in rAumlicher
Néahe zu einer mit dem Coronavirus infizierten Person stand oder aus einem Risikogebiet zu-
rickkehrt.

3. Kann der Arbeitgeber eine arztliche Untersuchung einfordern? (Stand: 22.03.2020)

Der Arbeitgeber kann eine arztliche Untersuchung eines aus einem Risikogebiet zurlickge-
kehrten Arbeitnehmers nur verlangen, sofern er hieran ein berechtigtes Interesse hat. Ein sol-
ches Interesse muss das Selbstbestimmungsrecht und das Recht auf kdrperliche Unversehrt-
heit des Arbeitnehmers lberwiegen. Das ist anhand der Umstédnde des Einzelfalles zu prifen.
So kann das Interesse des Arbeitgebers an einer Untersuchung Uberwiegen, wenn der Arbeit-
nehmer aus einem Risikogebiet zurlickkommt und Erkaltungssymptome zeigt, so dass eine
konkrete Infektionsgefahr besteht. In der Praxis wird ein Corona Test mittlerweile aber nur
noch bei starken Symptomen durchgeftihrt.

Die Anordnung von Reihen-(Fieber-)Tests vor Betreten des Betriebsgelandes unterliegt der
Mitbestimmung des Betriebsrats. Auch insoweit bedarf es einer Interessenabwagung. Letztlich
hangen Zulassigkeit und Umfang der Mal3hahme von den Umstédnden des Einzelfalles ab.

4. Darf der Arbeitgeber konkrete SchutzmalRhahmen gegeniber den Beschéftigten an-
ordnen? (Stand: 22.03.2020)

Arbeitnehmer sind gemal 8§ 15, 16 ArbSchG verpflichtet, jede von ihnen festgestellte erhebli-
che Gefahr fir Sicherheit und Gesundheit unverziglich dem Arbeitgeber zu melden und des-
sen arbeitsschutzrechtlichen Weisungen nachzukommen. Der Arbeitgeber kann seine Mitar-
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beiter daher anweisen, SchutzmafRnahmen zu befolgen, die objektiv geeignet sind, der Aus-
breitung des Corona- Virus entgegenzuwirken, wie etwa, sich regelmafiig die Hande zu wa-
schen oder zu desinfizieren.

5. Haben Mitarbeiter einen Anspruch auf Home-Office? (Stand: 20.03.2020)

Ist ein Anspruch auf Home-Office nicht im Arbeitsvertrag oder einer Betriebsvereinbarung ge-
regelt, darf der Arbeitnehmer nicht einfach von zu Hause aus arbeiten. Dies ware mit dem Ar-
beitgeber abzustimmen.

Aufgrund der Vereinbarung des Bundes und der Lander und der aktuellen Gefahrenlage sollte
hier grof3ztigig verfahren werden.

6. Sollten Veranstaltungen weiterhin stattfinden? (Stand: 22.03.2020)
Siehe Vereinbarung des Bundes und der Lander, Il.

Bitte beachten Sie auch die aktuellen Informationen in lhren Bundeslandern und Kom-
munen.

7. Welche Anspriiche haben Arbeithehmer, die unter Quarantane gestellt werden?
(Stand: 22.03.2020)

Wird gegen den Arbeitnehmer als Ausscheider, Ansteckungsverdéachtiger, Krankheitsverdach-
tiger oder sonstigem Trager von Krankheitserregern ein berufliches Tatigkeitsverbot im Sinne
des 8§ 31 IfSG verhangt, richtet sich die Frage der Entschadigung nach § 56 IfSG. In den ers-
ten sechs Wochen erhalt der Betroffene eine Entschadigung in Héhe des Verdienstausfalls (8§
56 Abs. 2 S. 2 IfSG). Die Hohe des Verdienstausfalls richtet sich nach § 56 Abs. 3 IfSG und
entspricht dem regelmafigen Netto-Arbeitsentgelt. Der Arbeitgeber hat den Verdienstausfall in
den ersten sechs Wochen fiir die zustandige Behdrde auszuzahlen. Auf Antrag erstattet die
Behdrde dem Arbeitgeber die ausgezahlten Betrage (8§ 56 Abs. 5 IfSG). Von Beginn der sieb-
ten Woche an wird die Entschadigung nur noch in Héhe des Krankengeldes unmittelbar durch
die Behdrde gewaéhrt (8 56 Abs. 2 S. 3 IfSG). Ist der Arbeitnehmer allerdings selbst an dem
Coronavirus erkrankt, hat er Anspruch auf Entgeltfortzahlung fiir sechs Wochen nach den all-
gemeinen Regeln ((§ 10 MTV, EFZG).

Malnahmen auslandischer Behorden, z.B. Quarantane; unterfallen nicht dem deutschen IfSG.
Daher scheidet eine Entschadigung gemalf § 56 IfSG in diesen Fallen aus. D.h. der Arbeitge-
ber ist nicht verpflichtet, fir die Behérde die Vergltung fur bis zu sechs Wochen weiter zu zah-
len. Zahlt der Arbeitgeber dennoch in diesen Féllen das Entgelt weiter, besteht kein Erstat-
tungsanspruch gemal § 56 Abs. 5 IfSG gegen die Behérde.

Ein Anspruch auf Fortzahlung der Verguitung des durch eine auslandische Behorde unter Qua-
rantane gestellten Arbeithnehmers, der nicht arbeitsunfahig erkrankt ist, dirfte geman

§ 616 BGB wohl nicht bestehen. Die Quarantdneanordnung stellt ein objektives Leistungshin-
dernis dar, also keinen in der Person des Arbeitnehmers liegender Grund. Im Einzelfall ist da-
her zu prifen, inwieweit auslandische Vorschriften zur Anwendung kommen und nach auslan-
dischem Recht Anspruch auf Verdienstausfall besteht.
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8. Gibt es ein Muster fur eine Arbeitgeberbescheinigung/einen Passierschein? (Stand:
24.03.2020)

Es gibt ein Muster fir eine Arbeitgeberbescheinigung/einen Passierschein, das vom Arbeitge-
berverband der Deutschen Immobilienwirtschaft e.V. entworfen wurde und als Anlage beige-
fugt ist.

9. Kurzarbeitergeld: Prifung der Antragsvoraussetzungen (Stand: 27.03.2020)
Das Wichtigste:

Bis zum 31.12.2020 gilt nach dem aktuellen Erlass der Bundesregierung ein erleichterter Zu-
gang zum Kurzarbeitergeld.

Die Bundesregierung hat durch Verordnung bis zum 31.12.2020 befristete Erleichterungen fir
die Gewahrung von Kurzarbeitergeld erlassen. Begiinstigte sind zwar die betroffenen Beschéf-
tigten, der Arbeitgeber muss allerdings den Antrag stellen und das Kurzarbeitergeld mit den
Léhnen und Gehéltern abrechnen. Der Arbeitgeber selbst wird von der Zahlung der Sozialver-
sicherungsbeitrage entlastet.

Wohnungsunternehmen, die in der Folge der Corona-Krise Kurzarbeit anordnen, sollten die im
Folgenden dargestellten erleichterten Voraussetzungen fir die Gewahrung von Kurzarbeiter-
geld prufen:

e Der Arbeitsausfall beruht auf wirtschaftlichen Grinden oder auf einem unabwendbaren
Ereignis.

e Der Arbeitsausfall ist unvermeidbar und der Betrieb hat alles getan, um ihn zu vermin-
dern oder zu beheben.

o Der Arbeitsausfall ist von voribergehender Natur. Das bedeutet, dass innerhalb der
Bezugsdauer grundsatzlich wieder mit dem Ubergang zur regularen Arbeitszeit gerech-
net werden kann.

o Der Arbeitsausfall wurde der Agentur flr Arbeit angezeigt.

Die Arbeitnehmerin oder der Arbeitnehmer setzt nach Beginn des Arbeitsausfalls eine
versicherungspflichtige Beschaftigung fort und es erfolgt keine Kiindigung.

e Ein Betrieb kann bereits Kurzarbeit anmelden, wenn mindestens zehn Prozent der Be-
schaftigten im Betrieb von einem Arbeitsausfall betroffen sind. Diese Schwelle liegt bis-
her bei einem Drittel der Belegschatft.

e Auf den Aufbau negativer Arbeitszeitsalden vor Zahlung des Kurzarbeitergeldes wird
vollstéandig verzichtet. Das bislang geltende Recht verlangt, dass in Betrieben, in denen
Vereinbarungen zu Arbeitszeitschwankungen genutzt werden, diese auch zur Vermei-
dung von
Kurzarbeit eingesetzt werden.

Auch Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeithehmer kénnen Kurzarbeitergeld beziehen.

o Die Sozialversicherungsbetrage, die Arbeitgeber flr ihre kurzarbeitenden Beschaftig-
ten allein tragen mussen, wird die Bundesagentur fur Arbeit vollstandig erstatten.

o Fur Bezieherinnen und Bezieher von Saison-Kurzarbeitergeld werden die Sozialversi-
cherungsbeitrage nicht aus der Winterbeschéftigungs-Umlage, sondern auch aus Bei-
tragsmitteln erstattet.
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Weitere Einzelheiten entnehmen Sie bitte der als Anlage beigefiigten FAQ-Liste der Bundes-
anstalt fur Arbeit (BA). Der schnellen Information dient auch das Video der BA, das Sie sich
unter folgendem Link anschauen kdnnen:
https://www.arbeitsagentur.de/news/corona-virus-informationen-fuer-unternehmen-zumkurzar-

beitergeld

10. Unter welchen Voraussetzungen kénnen Unternehmen derzeit die Stundung von So-
zialversicherungsbeitragen beantragen? (Stand: 27.03.2020)

Um durch die Corona-Krise finanziell belastete Unternehmen zu entlasten, werden auf Antrag
bereits féallig gewordene und noch féllig werdende Sozialversicherungsbeitrdge derzeit fur die
Monate Marz und April 2020 gestundet. Stundungen werden zunachst langstens bis zum Fal-
ligkeitstermin flir die Betrage des Monats Juni 2020 gewahrt. Stundungszinsen werden nicht
berechnet. Auch von der Erhebung von Sdumniszuschlagen und Mahngebuhren soll fir den
vorgenannten Zeitraum

abgesehen werden.

Antrage auf Beitragsstundungen sollten - zumindest fir den Monat Marz - bis zum 26.03.2020
gestellt werden, wobei Fristversdumnisse nicht zum Nachteil der Unternehmen gehen. Die An-
tragstellung sollte aber so schnell wie mdglich erfolgen. Verantwortlich fiir die Abwicklung der
Beitragsstundung sind die jeweiligen Krankenkassen bzw. Einzugstellen.

Vorrangig mussen Unternehmen jedoch die Entlastungsmdoglichkeiten nach den aktuellen Re-
geln Uber Kurzarbeit in Anspruch nehmen. Vorrangig sind zudem sonstige Unterstiitzungs-
und HilfsmalRnahmen zu nutzen, z.B. die Fordermittel und Kredite, die von der Bundesregie-
rung als Schutzschirm vorgesehen sind. Die dadurch fir die Unternehmen zur Verfligung ste-
henden bzw. freiwerdenden Mittel sind nach Gewéahrung auch fiir die Zahlung der Sozialversi-
cherungsbeitréage einschlief3lich der bis dahin gestundeten Beitréage zu verwenden.

lll.  Mietrecht
1. Veroffentlichung von Handlungsempfehlungen (Stand: 17.03.2020)

Vermieter sollten ihre Mieterinnen und Mieter Uber allgemeine MaBnhahmen informieren, wie
man sich vor dem Corona-Virus schitzen kann. Inshesondere sollte man darauf hinweisen,
dass sich Mieterinnen und Mieter vor dem Betreten von Gemeinschaftsraumen (Waschkiche
etc.) oder dem Treppenhaus die Hande waschen sollten.

2. Umgang mit Mitarbeitern in Wohnungsbestéanden (Stand: 20.03.2020)

Weisen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die unmittelbaren Kontakt zu ihren Mietern haben,
Krankheitssymptome auf, so wird hier die Ansicht vertreten, dass Mieterinnen und Mieter
ihnen den Zugang zu ihrer Wohnung verweigern kénnen. Entsprechende Mitarbeiter sollten
ohnehin samtlichen Kontakt zu anderen Personen vermeiden.

Mafl3nahmen der Instandhaltung oder Instandsetzung kénnen durch diesen Mitarbeiter verwei-
gert werden. Entsprechendes gilt fiir Mitarbeiter von Ablese- oder sonstigen Unternehmen.
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3. Ist ein Mieter verpflichtet, den Vermieter oder Mitbewohner zu informieren, wenn die-
ser positiv auf Corona getestet wurde? (Stand: 17.03.2020)

Nein. Krankheiten geh6ren zum besonders geschitzten Personlichkeitsbereich. Eine Ver-
pflichtung des Betroffenen, andere hieriiber zu informieren, besteht insofern nicht. Aber: In
diesen Fallen wird nach dem Infektionsschutzgesetz Quarantéane angeordnet. Verstof3e gegen
eine angeordnete Quarantane kénnen mit einer Geld- oder Freiheitsstrafe geahndet werden!

4. Wenn ein Vermieter Informationen dartiber hat, dass ein Mieter positiv auf Corona
getestet wurde: Ist dieser verpflichtet, die Hausgemeinschaft zu informieren, ggf.
welche MaRnahmen muss er ergreifen. (Stand: 20.03.2020)

Eine entsprechende Verpflichtung wird derzeit nicht gesehen. Es wird aber empfohlen, diese
Frage im konkreten Fall mit dem zustandigen Gesundheitsamt abzustimmen.

5. Wie ist mit einer Quarantane-Anordnung in der Mietwohnung seitens des Vermieters
umzugehen? (Stand: 20.03.2020)

Die Wohnung ist grundsétzlich nicht zu betreten. Bei Gefahr im Verzug ist die Polizei, Feuer-
wehr oder der Notarzt zu informieren und — bitte mit Schutzvorkehrungen - je nach Notsitua-
tion zu helfen.

6. Kann der Mieter die Miete mindern, wenn notwendige Leistungen wegen Personal-
mangel infolge Corona ausbleiben und die Mietsache daher einen Mangel hat?
(Stand: 20.03. 2020)

Ja. Hier gelten schlicht die gesetzlichen Vorschriften tiber die Mietminderung.

7. Kann der Mieter die Miete mindern, wenn er Raume oder AuRenflachen wie Spiel-
platze oder ahnliches nicht nutzen kann? (Stand: 17.03.2020)

Nein. In diesen Fallen besteht aufgrund der Gefahrlastverteilung kein Recht zur Mietminde-
rung.
8. Verweigerung des Zutritts (Stand: 22.03.2020)

Wenn Mieter den Zutritt zur Wohnung verweigern, weil sie die Sorge vor einer Infizierung ha-
ben, so sollte dies vermerkt werden — etwa "Verweigerung wegen Q (Quaranténe)".

9. Verweigerung des Zutritts trotz Rechtspflichten des Vermieters (Stand: 22.03.2020)

Besteht eine Rechtspflicht des Vermieters, etwa zum Einbau von Rauchwarnmeldern, und ver-
weigert der Mieter den Zutritt, so ist dies mit einem "Verweigerung wegen Q" zu vermerken.

Moglicherweise sollte dies unter Beisein eines weiteren Mitarbeiters erfolgen oder anderweitig
— per E-Mail Bestéatigung durch Mieter — quittiert werden.
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10. Umzug des Mieters (Stand: 26.03.2020)

Grundsatzlich bleibt ein Umzug rechtlich méglich. Bitte beachten Sie aber die Einhaltung der
Hygieneregeln (Mundschutz). Auch hier sollte Gberlegt werden, ob manche Arbeiten getrennt
durchgefuhrt werden kénnen.

11. Wie ist das bei Fristen — etwa fur Betriebskosten? (Stand: 23.03.2020)

Gem. 8§ 556 ¢ BGB ist die Abrechnung Uber Betriebskosten dem Mieter spéatestens bis zum
Ende des zwdlften Monats nach Ende des Abrechnungszeitraums mitzuteilen. Derzeit ist eine
Anpassung der Vorschrift nicht vorgesehen.

Wir werden uns aber daflr einsetzen, dass Fristen generell um 6 Monate verlangert werden.

12. Was hat das Bundeskabinett am 23.3.2020 fur das Mietrecht beschlossen? (Stand:
24.03.2020)

Das Bundeskabinett hat am 23.03.2020 den Entwurf eines Gesetzes zur Abmilderung der Fol-
gen der COVID-19-Pandemie im Zivil-, Insolvenz- und Strafverfahrensrecht beschlossen. Der
Beschluss der Bundesregierung sieht im Mietrecht vor, dass der Vermieter ein Mietverhaltnis
Uber Grundstlicke oder tber Raume nicht allein aus dem Grund kiindigen kann, dass der Mie-
ter im Zeitraum vom 1. April 2020 bis 30. Juni 2020 trotz Falligkeit die Miete nicht leistet, so-
fern die Nichtleistung auf den Auswirkungen der COVID-19-Pandemie beruht. Der Zusammen-
hang zwischen COVID-19-Pandemie und Nichtleistung ist glaubhaft zu machen. Sonstige
Kiindigungsrechte bleiben unberihrt.

Uber den ersten Entwurf war der GdW friihzeitig informiert. Durch zahlreiche Gesprache und
Anschreiben konnten gegeniber dem ersten Entwurf zwei wesentliche Verbesserungen erzielt
werden.

1. Der erste Entwurf hat eine Kiindigungsbeschrankung bis zum 30. September vorgesehen.
Diese soll nunmehr bis zum 30. Juni 2020 gelten.

2. Der erste Entwurf sah vor, dass eine Vermutung dafiir besteht, dass die Nichtleistung der
Miete auf den Auswirkungen der COVID — Pandemie beruht. Eine solche Vermutung hétte
der Vermieter kaum widerlegen kénnen. Nunmehr muss der Mieter den Zusammenhang
zwischen Nichtleistung und den Auswirkungen der COVID-19 — Pandemie glaubhaft ma-
chen.

Parallel zu unseren Gesprachen und Einwirkungen auf den aktuellen Entwurf des Gesetzes,
bleibt es dabei, dass der GdW sich sehr nachhaltig und gemeinsam mit dem Deutschen
Mieterbund fir einen "Sicher-Wohnen-Fonds" einsetzen wird. Mieter, die kurzfristig durch die
Pandemie unverschuldet EinkommenseinbuRen erleiden und ganz oder teilweise nicht mehr
zur Zahlung ihrer Mieten in der Lage sind, soll durch diesen Fonds die Miete verauslagt wer-
den, bis ggf. andere Sicherungssysteme (Wohngeld oder KdU) einspringen.

Die Mittel aus diesem staatlichen Sicherungssystem mussen schnell und unbirokratisch ge-
leistet werden.
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13. Hat der Vermieter trotz des Beschlusses einen Anspruch auf Mietzahlungen? (Stand:
26.03.2020)

Die Miete bleibt regular fallig. Dies hat zur Folge, dass Mieter bei nicht fristgerechter Leistung
in Verzug geraten und Verzugszinsen féllig werden kdnnen. Sie haben aber nach dem Ge-
setzentwurf bis zum 30. Juni 2022 Zeit, die Mietschulden zu begleichen. Schaffen sie dies
nicht, kann eine Kindigung wegen Zahlungsriickstands auch auf ausgebliebene Zahlungen
aus dieser Zeit erfolgen.

Also:
1. Das Gesetz dndert nichts an der Zahlungsverpflichtung des Mieters. Zahlt
der Mieter die Miete nicht, kommt er — ganz normal —in Verzug
2. Rucklaufer etc. konnen ggf. ebenfalls als Verzugsschaden angemeldet wer-
den.

Aber: Hat der Mieter glaubhaft gemacht, dass er die Miete nicht zahlen
kann, weil die Nichtleistung auf den Auswirkungen der COVID-19-Pandemie
beruhen, sollten weitere MalBnhahmen zur Einholung des riickstandigen Teils
(1. April bis 30. Juni 2020) erst einmal unterbleiben.

14. Was muss ein Mieter tun, um sich wahrend der COVID-19-Pandemie vor einer Kiindi-
gung zu schitzen? (Stand: 24.03.2020)

Ein Mieter sollte dem Vermieter mitteilen, wenn er infolge der COVID-19 Pandemie zeitweise
keine Miete zahlen kann. Er muss dies dem Vermieter auch glaubhaft machen. Zur Glaubhaft-
machung kann er sich entsprechender Nachweise, einer Versicherung an Eides Statt oder
sonst geeigneter Mittel bedienen. Hierfir kommen in Frage: Der Nachweis der Antragstellung
beziehungsweise die Bescheinigung lber die Gewahrung staatlicher Leistungen, Bescheini-
gungen des Arbeitgebers oder andere Nachweise Uber das Einkommen beziehungsweise
Uber den Verdienstausfall.

15. Mussen Mieter die Miete mit Zinsen zurtickzahlen? (Stand: 01.04.2020)

Das kommt auf den Einzelfall an — aber grundsatzlich ja. Denn die Mieten bleiben weiter regu-
lar fallig. Bezahlt ein Mieter die fallige Miete nicht fristgerecht, dann kommt er grundsétzlich in
Verzug. Der Vermieter kann dann — bis der Betrag beglichen ist — hierflir Verzugszinsen ver-
langen.

16. Was ist mit den Mietzahlungen, die ein Mieter derzeit nicht leisten kann? (Stand:
24.03.2020)

Mieter bleiben zur fristgerechten Zahlung verpflichtet, auch wenn sie im Krisenzeitraum nicht
Uber die finanziellen Mittel dafiir verfiigen sollten. Dies hat zur Folge, dass Mieter bei nicht
fristgerechter Leistung in Verzug geraten und Verzugszinsen fallig werden kdnnen. Sie haben
aber bis zum 30. Juni 2022 Zeit, die Mietschulden zu begleichen. Schaffen sie dies nicht, kann
eine Kindigung wegen Zahlungsriickstands auch auf ausgebliebene Zahlungen aus dieser
Zeit erfolgen.
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17. Kénnen Gastewohnungen weiterhin vermietet werden, wenn die Verordnungen zur
sozialen Distanzierung besagen, dass keine touristischen Vermietungen stattfinden
darfen? Mussen belegte Wohnungen gerdumt werden? Sollen alle zukiinftigen An-
mietungen/Reservierungen fir die es schon Vertrage gibt abgesagt werden? (Stand:
25.03.2020)

Regelungen fir Gastewohnungen richten sich nach Landesweisungen. Hier dirfen auf keinen
Fall mehr neue Beherbergungen vorgenommen werden.

Die erzwungene Abreise wird unterschiedlich geregelt. Hier bitte jeweils landesrechtliche Nor-
men beachten. In der Regel sind Gaste nach Hause zu schicken. Zukinftige Vermietungen
mussen aber nur dann abgesagt werden, wenn sie sich zeitlich noch innerhalb des Geltungs-
bereichs der jeweiligen landesrechtlichen Verordnungen befinden. Vermietungen fur den Zeit-
raum danach mussen nicht schon jetzt storniert werden. Ob die Befristung der jeweiligen lan-
desrechtlichen Verordnungen aber demnachst verlangert wird, kann man leider nicht vorher-
sagen.

18. Kbnnen Wohnungsabnahmen durchgefiuhrt werden? (Stand: 27.03.2020)

Ja. Die Wohnung gehort nicht zum 6ffentlichen Raum. Nutzen Sie aber bitte die Mdglichkeiten
der Digitalisierung und halten Sie voneinander Abstand. Bitte beachten Sie auch die oben un-
ter Ziff. | beschriebenen Hygienevorschriften. Und: Es missen sich nicht zwingend zwei oder

mehrere Personen bei der Ubergabe in der Wohnung aufhalten.

Wird die Wohnungsabnahme verweigert, bitte vermerken Sie dies. Bei einem daraus entstan-
denen Schaden diirfte es darauf ankommen, ob die Abnahme zurecht verweigert worden ist,
vgl. hier auch die Antworten zu den Fragen 2 und 3.

Sollte tatsachlich jeder Mitarbeiter Ihres Unternehmens unter Quaranténe stehen, kénnte ein
nicht unter Quaranténe stehender Dritter als Vertreter (z.B. externe Hausverwaltung) einge-
setzt werden, der die Wohnungsiibergabe mit den Mietern vornimmt.

19. Was bedeutet "Glaubhaftmachung" im Zusammenhang mit der Frage, ob die Nicht-
leistung der Mietzahlung fir die Monate April bis 30. Juni 2020 auf die Covid-19 Pan-
demie zurtckzufihren ist? (Stand: 30.03.2020)

Dem Mieter, der im Zeitraum vom 1. April bis 30. Juni 2020 trotz Falligkeit nicht leistet, kann
nur dann nicht gekiindigt werden, wenn der Zusammenhang zwischen der COVID 19 Pande-
mie und der Nichtleistung glaubhaft gemacht wird. Die Behauptung ist glaubhaft gemacht, so-
fern eine Uberwiegende Wahrscheinlichkeit dafiir besteht, dass sie zutrifft. In diesen Fallen tritt
an die Stelle des Vollbeweises eine Wahrscheinlichkeitsfeststellung (Zoller/Greger, ZPO, 26.
Aufl., 8 294 Rn. 1). Gesetzlich geregelt ist die Glaubhaftmachung in § 294 ZPO.

Nach der Begriindung des Gesetzes kann sich der Mieter zur Glaubhaftmachung entspre-
chender Nachweise, einer Versicherung an Eides statt oder sonst geeigneter Mittel bedienen.
Geeignete Mittel kdnnen insbesondere der Nachweis der Antragstellung beziehungsweise die
Bescheinigung Uber die Gewahrung staatlicher Leistungen, Bescheinigungen des Arbeitge-
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bers oder andere Nachweise Uber das Einkommen beziehungsweise Uber den Verdienstaus-
fall sein. Im Kern kommen alle Ublichen Beweismittel und die eigene Versicherung an Eides
statt sowie Dritter in Betracht.

Zu beachten ist:

1. Eine Beweisaufnahme (das Glaubhaftmachen), die nicht sofort erfolgen kann, ist un-
statthaft, vgl. § 294 Abs. 2 ZPO.

Die Angaben bzw. Beweise des Mieters missen also bereits vorliegen. Es wirde also nicht
ausreichen, wenn der Mieter etwa formuliert, dass er die entsprechenden Unterlagen (irgend-
wann) noch besorgt.

2. Ist nach dem Gesetz Glaubhaftmachung zugelassen, so gilt das auch fir den Gegen-
beweis, durch den verhindert werden soll, dass die glaubhaft gemachte Tatsache zu
Grunde gelegt wird (Musielak/Voit/Huber, 16. Aufl. 2019, ZPO § 294 Rn. 2).

Hat also der Vermieter erhebliche Zweifel an der Darstellung des Mieters, so kann er dies
ebenso glaubhaft machen.

3. Der Mieter muss den Zusammenhang zwischen COVID-19-Pandemie und Nichtleis-
tung der Miete durch geeignete Bescheinigungen oder Versicherung an Eides statt
glaubhaft machen.

20. Gewerberecht (Stand: 31.03.2020)

a) Liegt ein Mangel vor, wenn ein Gewerbebetrieb durch behdrdlich angeordnete
SchlieBung infolge der Corona-Pandemie aktuell nicht betrieben werden kann
bzw. kann die Miete gemindert werden?

Eine Mietminderung setzt voraus, dass die Mietsache einen Mangel aufweist. Eine Allgemein-
verfigung, behordliche Verbote oder Gebietsabriegelungen wegen Corona flihren aber nicht
zu einem Mangel der Mietsache selbst. Betroffen ist nur der Gebrauch — auf diese hat der Ver-
mieter aber keinen Einfluss. Das Betreiberrisiko ist grundsatzlich vom Mieter zu tragen.

b) Anspruch auf Vertragsanpassung?

Eine Vertragspartei kann gem. § 313 BGB verlangen, den Vertrag anzupassen, wenn ein
Festhalten an dem Vertrag unzumutbar ware, weil sich die Umstande, die zur Grundlage des
Vertrags geworden sind, nach Vertragsschluss schwerwiegend verandert haben und die Par-
teien — wenn sie die Veranderung vorhergesehen hatten — den Vertrag nicht oder mit anderem
Inhalt geschlossen hatten.

Aber auch hier ist es so, dass eine Vertragsanpassung grundsatzlich nur dann mdaglich ist,
wenn das storende Ereignis nicht in die Risikosphare nur einer Partei féallt. Das Risiko, die
Mietsache fur die vorgesehene Gewinnerzielung zu verwenden, liegt aber beim Mieter.

Ein Mangel der Mietsache liegt vor, wenn die vertraglich vereinbarte Beschaffenheit von der
tatsachlichen Beschaffenheit abweicht. Die behérdlich angeordnete SchlieRung bezieht sich
jedoch auf betriebliche Umstande des Mieters. Die Schliel3ung hat ihre Ursache nicht darin,
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dass das Objekt nicht mehr betrieben werden darf, sondern bezieht sich auf bestimmte Be-
triebsarten. Sie stellt ein betriebsbezogenes Risiko dar und wird daher der Risikosphére des
Mieters zuzuordnen sein.

Ebenso liegt keine Unmdoglichkeit nach § 275 BGB vor. Dieser findet im Mietrecht keine An-
wendung, wenn ein Mangel nach Uberlassung der Mietsache auftritt.

Die Zahlungspflicht ist auch nicht aufgrund der Vorschrift zum Wegfall der Geschéaftsgrundlage
ausgeschlossen. Diese setzt voraus, dass der Umstand, der sich geandert hat, nicht Vertrags-
inhalt gewesen ist. Primarer Vertragsinhalt ist das Betreiben eines Gewerbes in den angemie-
teten Raumlichkeiten. Dies ist aufgrund der behdrdlichen Untersagung nicht mehr mdéglich. Es
fallt daher ein Umstand weg, der Vertragsinhalt ist.

Wichtig zu beachten ist jedoch die konkrete vertragliche Ausgestaltung.

IV. Wohnungseigentum/WEG Recht (Stand: 26.03.2020)

1. Kann eine Wohnungseigentiimerversammlung noch durchgefiihrt werden?
(Stand: 26.03.2020)

Das Bundeskabinett hat am 23. Marz 2020 mehrere Entwurfe fir Gesetzespakete zur Bewalti-
gung der Corona-Epidemie beschlossen. Der Deutsche Bundestag hat am 25. Marz 2020 den
Entwurf eines Gesetzes zur Abmilderung der Folgen der COVID-19-Pandemie im Zivil-, Insol-
venz- und Strafverfahrensrecht, der neben zahlreichen anderen Regelungen temporare Son-
derregelungen fur WEG-Verwalter und Eigentiimerversammlungen enthdlt, in erster, zweiter
und dritter Lesung verabschiedet. Der Deutsche Bundesrat hat am 27. Marz 2020 zugestimmt.

In der Gesetzesbegriindung wird erlautert, dass die Durchfiihrung von Eigentimerversamm-
lungen derzeit vielfach nicht moglich ist. Bei grof3eren Gemeinschaften ist die Zusammenkunft
der Eigentiimer haufig schon aufgrund behérdlicher Anordnungen nicht gestattet. Auch stehen
vielerorts geeignete Raumlichkeiten nicht zur Verfigung. Zudem kann es den Wohnungsei-
gentimern wegen der damit verbundenen Gesundheitsgefahrdung nicht zumutbar sein, an ei-
ner Eigentimerversammlung teilzunehmen. Nach unserem Dafiirhalten dirfen Eigentiimerver-
sammlungen aus diesen Griinden daher abgesagt werden. Die Ausnahmen gelten vorerst nur
fur Versammlungen und Beschlisse, die im laufenden Jahr stattfinden sollten. Allerdings soll
das Bundesjustizministerium erméchtigt werden, die Corona-bedingten Regeln durch Rechts-
verordnung bis zum 31. Dezember 2021 zu verlangern, sollte eine anhaltende Covid-19-Epi-
demie in Deutschland das erfordern.

2. Welche Malinahmen sollten im Falle der Durchfihrung einer Wohnungseigentu-
merversammlung getroffen werden? (Stand: 25.03.2020)

Neben den tblichen Schutzmalinahmen (Verzicht auf Handeschutteln, Abstandhalten, Bereit-
stellen von Desinfektionsmitteln) kénnten Vollmachten erteilt werden, um den Personenkreis
Zu reduzieren.

Versammlungsraume sollten danach ausgesucht werden, dass sie grof3zlgig sind und so je-
der einen genligenden Abstand zum anwesenden Miteigentimer einnehmen kann.
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3. Kann eine Wohnungseigentimerversammlung virtuell durchgefiuhrt werden?
(Stand: 25.03.2020)

In einzelnen Wohnungseigentimergemeinschaften wird dies bereits heute gelebt. Maf3geblich
ist jedoch, dass die rechtlichen und technischen Voraussetzungen hierfir vorliegen. Wesent-
lich ist, dass eine entsprechende Vereinbarung in der Gemeinschaftsordnung getroffen wurde.

4. Was ist, wenn die Wohnungseigentimerversammlung verschoben werden muss?
(Stand: 26.03.2020)

Hier sollte beachtet werden, dass grundsatzlich fristgebundene MalRhahmen, die Beschlisse
erfordern, ggf. nicht rechtzeitig erfolgen kénnten. Um diese Problematik zu beheben sieht das
neue Gesetz vor, dass der zuletzt bestellte Verwalter im Sinne des Wohnungseigentumsge-
setzes bis zu seiner Abberufung oder bis zur Bestellung eines neuen Verwalters im Amt bleibt.
Der zuletzt von den Wohnungseigentimern beschlossene Wirtschaftsplan soll zudem bis zum
Beschluss eines neuen Wirtschaftsplans fortgelten.

5. Zu den Anderungen im Einzelnen (Stand: 25.03.2020):
a) Verwalterbestellung

Der zuletzt bestellte Verwalter im Sinne des WEG bleibt bis zu seiner Abberufung oder bis zur
Bestellung eines neuen Verwalters im Amt. Dadurch werden die durch den Bestellungsbe-
schluss sowie durch die Hochstfristen des 8 26 Absatz 1 Satz 2 WEG festgesetzten Begren-
zungen der Amtszeit zeitweise aul3er Kraft gesetzt. Dies gilt auch, wenn die Amtszeit des Ver-
walters zum Zeitpunkt des Inkrafttretens der Vorschrift bereits abgelaufen ist, aber auch, wenn
sie erst danach ablauft. Die Amtszeit endet mit der Abberufung oder der Bestellung eines
neuen Verwalters. Die Mdglichkeit der Niederlegung des Amts bleibt unberihrt.

b) Der Wirtschaftsplan gilt fort

Der zuletzt beschlossene Wirtschaftsplan gilt bis zum Beschluss eines neuen Wirtschaftsplans
fort. Damit ist sichergestellt, dass seine Fortgeltung auch ohne Beschlussfassung gegeben ist
und eine Anspruchsgrundlage fur die laufenden Hausgeldforderungen bestehen bleibt.

c) Die Jahresabrechnung

Uber die Jahresabrechnung ist dagegen zu beschlieRen, sobald die Eigentiimerversammiung

wieder zusammentreten kann. Soweit die Jahresabrechnung als Zahlenwerk insbesondere fir
steuerliche Zwecke erforderlich ist, ist sie den Wohnungseigentimern schon zuvor zur Verfi-

gung zu stellen.

6. Was ist bei dringenden Malinahmen? (Stand: 25.03.2020)

Das geltende Wohnungseigentumsgesetz (WEG) sieht bereits vor, dass der Verwalter in drin-
genden Fallen die zur Erhaltung des gemeinschaftlichen Eigentums erforderlichen Maf3nah-
men ohne vorherige Befassung der Wohnungseigentiimer treffen darf (8 27 Abs. 1 Nr. 3
WEG). Ein dringender Fall liegt vor, wenn die vorherige Befassung der Eigentiimer in der Ei-
gentimerversammlung nicht moglich ist. In diesen Féllen ist der Verwalter auch zur Vertretung
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berechtigt (§ 27 Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 WEG). Daneben ist der Verwalter berechtigt, Malinahmen
zu treffen, die zur Wahrung einer Frist oder zur Abwendung eines sonstigen Rechtsnachteils
erforderlich sind (8 27 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 WEG).

Auf der Grundlage des geltenden Rechts kann und muss der Verwalter demnach ohne vorhe-
rigen Beschluss der Wohnungseigentiimer alle unaufschiebbaren MalRnahmen veranlassen.
Das gilt insbesondere fiir den Fall, dass dem gemeinschaftlichen Eigentum ein Schaden droht,
wenn nicht umgehend gehandelt wirde. Insbesondere notwendige Reparaturen kénnen auf
dieser Grundlage vom Verwalter veranlasst werden.

Demnach bleibt die Gemeinschaft im Hinblick auf unaufschiebbare Mafnahmen in der durch
die COVID-19-Pandemie ausgel6sten Situation auch dann handlungsfahig, wenn keine Eigen-
timerversammilung durchgefiihrt werden kann. Uber alle anderen MaRnahmen kann entschie-
den werden, wenn die Eigentimerversammlung wieder zusammentreten kann.

7. Was ist, wenn kein Verwalter bestellt wurde? (Stand: 25.03.2020)

In einer verwalterlosen Gemeinschaft hat im Ubrigen jeder Wohnungseigentiimer nach § 21
Abs. 2 WEG die Befugnis, ohne Zustimmung der anderen Wohnungseigentimer alle Maf3nah-
men zu treffen, die zur Abwendung eines dem gemeinschaftlichen Eigentum unmittelbar dro-
henden Schadens notwendig sind. Insofern besteht kein gesetzgeberischer Handlungsbedarf,
aufgrund der durch die COVID-19-Pandemieausgeltsten Situation in die Kompetenzregelun-
gen des WEG einzugreifen.

8. Wohnungseigentumsverwaltung (Stand: 24.03.2020)

Der VNW hat die praktische Auswirkungen der Corona-Pandemie auf die Wohnungseigen-
tumsverwaltung,

- Beschlussfassung zur Jahresabrechnung und zum Wirtschaftsplan/Fortgeltung des
Wirtschaftsplans,

- Verwalterneubestellung, bauliche MafZnahmen, Reparaturen, Instandhaltungen, Mo-
dernisierungen und andere Mal3Bhahmen der Bewirtschaftung des Wohnungseigen-
tumsbestandes

und Lésungsmdglichkeiten und Handlungsempfehlungen zur weiteren Vorgehensweise unter
Berticksichtigung des neuen Gesetzesentwurfes der Bundesregierung
in einem Rundschreiben zusammengestellt.

a) Handlungsempfehlung zu Wohnungsbesichtigungen (Stand: 24.03.2020)

Ob eine Wohnungsbesichtigung geduldet werden muss, kommt auf den Einzelfall an, insbe-
sondere, ob die Besichtigung im konkreten Fall fiir den Mieter zumutbar ist. Dies durfte nicht
der Fall sein, wenn

- der Mieter unter staatlicher Quarantane steht oder

- der Vermieter/Verwalter/Besichtigende Krankheitssymptome aufweist oder in den letz-
ten zwei Wochen in einem Risikogebiet gewesen ist oder Kontakt mit einer positiv ge-
testeten Person hatte.
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Auch wird der Mieter nicht dulden missen, dass mehr Personen als zwingend notwendig an
der Besichtigung teilnehmen, also beispielsweise in Bezug auf eine bevorstehende Woh-
nungsubergabe nur eine Person, bei Instandsetzungsmafinahmen in der Regel maximal zwei
Personen und bei Besichtigungen wegen Verkaufs der Wohnung oder Nachfolgevermietung in
der Regel zwei Personen.

Nach Mdglichkeit sollten Handschuhe und Mundschutz getragen werden, soweit vorhanden.
Dem Mieter sollte schriftlich bzw. in Textform bestatigt werden, dass der Vermieter/Verwal-
ter/Besichtigende keine Krankheitssymptome aufweist oder in den letzten zwei Wochen in ei-
nem Risikogebiet gewesen ist oder Kontakt mit einer positiv getesteten Person hatte.

Sollte der Mieter die Besichtigung dennoch nicht dulden, besteht nur die Méglichkeit, Dul-
dungsklage auf Zutritt zu erheben. Hier wird der Vermieter aufgrund der derzeitigen Situation -
auch bei den Gerichten werden zurzeit nur die dringendsten Falle verhandelt — Geduld und
Zeit aufbringen missen. Von daher ist der Vermieter/Verwalter realistischer Weise von der Zu-
stimmung des Mieters abhangig und sollte den — nachvollziehbaren - Bedenken und ggf. ge-
forderten ,Auflagen® des Mieters Rechnung tragen. Quelle: Newsletter BREIHOLDT VO-
SCHERAU, Extra-Ausgabe 03/2020
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V. Prufungsrechtliche Fragen in Bezug auf Wohnungsgenossenschaften
1. Aufstellung des Jahresabschlusses
a) Gibt es fir die Aufstellung des Jahresabschlusses Fristen? (Stand: 18.03.2020)

Der Vorstand einer Genossenschaft ist hinsichtlich der Aufstellung des Jahresabschlusses an
eine gesetzliche Frist gebunden. Gemal § 336 Abs. 1 Satz 2 HGB hat er den Jahresab-
schluss und ggf. den Lagebericht in den ersten finf Monaten des Geschéftsjahres flr das
vergangene Geschéftsjahr aufzustellen.

Fur Wohnungsgenossenschaften mit Spareinrichtung gilt gemaf § 26 Abs. 1 Satz 1 KWG
eine verklrzte Frist. Diese missen den Jahresabschluss in den ersten drei Monaten des Ge-
schaftsjahres fir das vergangene Geschaftsjahr aufstellen und bei der Bundesanstalt fir Fi-
nanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) sowie der Deutschen Bundesbank einreichen.

b) Dirfen diese Fristen wegen Corona Uberschritten werden? (Stand: 18.03.2020)

Sollte eine Einschrankung oder Einstellung des Geschaftsbetriebes dazu fihren, dass die je-
weiligen Aufstellungsfristen nicht eingehalten werden kdnnen, versté3t die Genossenschaft
rein formal gesehen gegen das Gesetz bzw. die Satzung.

Sofern es jedoch hinreichend gewichtige Griinde fir die Nichteinhaltung der Frist gibt, wird
materiell-rechtlich kein rechtswidriges Handeln vorliegen. Damit sind keine praktischen Kon-
sequenzen zu erwarten.

Dies gilt in jedem Fall, wenn der Geschaftsbetrieb aufgrund behérdlicher Anordnung einge-
stellt werden muss oder wenn es in der Genossenschaft konkrete Verdachtsfélle oder gar be-
statigte Falle einer Corona-Infektion gibt.

Aber auch ohne eine formale behérdliche Anordnung oder ohne konkret vorliegende Ver-
dachts- oder Infektionsfélle innerhalb der Belegschaft kann es geboten sein, den Geschéftsbe-
trieb einzuschranken oder gar einzustellen. Sofern es die verantwortlichen Organe aufgrund
der aktuellen Situation vor Ort, insbesondere aufgrund offizieller Warnungen oder Empfehlun-
gen, nach einer entsprechenden Risikoabwagung fir sinnvoll und notwendig halten, den Ge-
schaftsbetrieb im Sinne der Firsorgepflicht fir die Mitarbeiter einzuschranken oder einzustel-
len, ist auch hierin kein rechtswidriges Handeln zu erblicken. Die Risikoabwagung sollte gut
dokumentiert werden.

c) Hat eine verspatete Aufstellung des Jahresabschlusses haftungsrechtliche Fol-
gen fur die verantwortlichen Organe? (Stand: 18.03.2020)

Sofern entsprechende Grinde fir die jeweilige Fristliberschreitung vorliegen, scheidet ein Ver-
stol? gegen die Ordnungsmaligkeit der Geschaftsfihrung sowie eine zivilrechtliche Haftung
der verantwortlichen Organe aus.

Diese Rechtsauffassung wird auch vom IDW, der WPK und dem BMJV geteilt. Es gibt eine
abgestimmte Rechtsauffassung zwischen diesen Institutionen, dass eine auf die aktuelle Situ-
ation rund um das Corona-Virus zurlckzufiihrende Einschrankung des Geschéaftsbetriebes
und der Prufung einen berechtigten Grund fir eine ggf. verspéatete Aufstellung darstellt und in-
soweit kein pflichtwidriges Handeln vorliegt.
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2. Prufung des Jahresabschlusses
a) Gibt es fur die Prifung des Jahresabschlusses Fristen? (Stand: 18.03.2020)

Fur die Pflichtprifung des Jahresabschlusses durch den genossenschaftlichen Prifungsver-
band existiert keine gesetzlich vorgeschriebene Priufungsfrist.

Auch ohne gesetzlichen Rahmen bleibt es jedoch nicht dem Prifungsverband in willkirlicher
Entscheidungsfreiheit Gberlassen, wann er die jahrliche bzw. zweijahrliche gesetzliche Pflicht-
prifung durchfiihrt. Einen Anhaltspunkt fur die Prifungsfrist bietet § 339 HGB. Danach muss
der Vorstand einer Genossenschaft spatestens vor Ablauf des Geschéftsjahres, das auf das
zu prufende Jahr folgt, den festgestellten Jahresabschluss, den Lagebericht und den Bericht
des Aufsichtsrates beim Betreiber des elektronischen Bundesanzeigers elektronisch einrei-
chen. Ist die Erteilung eines Bestatigungsvermerks vorgeschrieben, so ist dieser mit dem Jah-
resabschluss einzureichen. Ist die Prifung zu diesem Zeitpunkt noch nicht abgeschlossen, so
ist der Vermerk unmittelbar nach Abschluss der Priifung nachzureichen. Hieraus ergibt sich,
dass jedenfalls ein enger zeitlicher Zusammenhang mit dem fliir das abgelaufene Geschafts-
jahr aufgestellten Jahresabschluss herzustellen ist, der nicht Giber einer Zeitdauer von ei-
nem Jahr nach Ablauf des betreffenden Geschéftsjahres liegen sollte.

In Austibung der Aufsichtspraxis wendet die BaFin die Vorgabe des § 340k Abs. 1 Satz 2 HGB
analog auf Wohnungsgenossenschaften mit Spareinrichtung an. Die Priifung ist bei die-
sen Genossenschaften spatestens vor Ablauf des fiinften Monats des dem Abschlussstich-
tag folgenden Geschaftsjahrs vorzunehmen.

b) Durfen diese Fristen wegen Corona Uberschritten werden? (Stand: 18.03.2020)

Ausnahmen von den vorstehend genannten Zeitvorgaben sind in begriindeten Ausnahmefal-
len moglich. Wir gehen davon aus, dass eine auf die aktuelle Situation rund um das Corona-
Virus zuriickzufihrende Einschrankung des Geschéftsbetriebes und der Priifung solch ein
Ausnahmefall ist. Insofern gelten die Ausfihrungen unter 1 b) hier entsprechend.

c) Hat eine verspatete Prifung des Jahresabschlusses haftungsrechtliche Folgen
far die verantwortlichen Organe? (Stand: 18.03.2020)

Sofern entsprechende Grinde fir die jeweilige Fristliberschreitung vorliegen, scheidet ein Ver-
stol3 gegen die OrdnungsmaRigkeit der Geschaftsfihrung sowie eine zivilrechtliche Haftung
der verantwortlichen Organe aus.

Diese Rechtsauffassung wird auch vom IDW, der WPK und dem BMJV geteilt. Es gibt eine
abgestimmte Rechtsauffassung zwischen diesen Institutionen, dass eine auf die aktuelle Situ-
ation rund um das Corona-Virus zurlickzufiihrende Einschrankung des Geschéaftsbetriebes
und der Prifung einen berechtigten Grund fir eine ggf. verspatete Prifung darstellt und inso-
weit kein pflichtwidriges Handeln vorliegt.

d) Kann Corona Auswirkungen auf die Auslieferung / Unterzeichnung der Pri-
fungsberichte haben? (Stand 31.03.2020)

Ja, die Corona-Pandemie kann Auswirkungen auf die Unterzeichnung der Prifungsberichte
haben. Es besteht die Moglichkeit, dass Prifungsberichte erst verspatet oder zunachst gar
nicht unterzeichnet werden kénnen. Dies kann z. B. an einem krankheitsbedingten Ausfall des
oder der Unterschriftsberichtigten liegen. Aus diesem Grund sind verschiedene Szenarien
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maoglich, die wir Thnen kurz grafisch aufbereitet haben. Die Nichtunterzeichnung von Prifungs-
berichten ist aufgrund der organisatorischen Struktur der Prifungsverbande eher unwahr-
scheinlich und stellt einen absoluten Ausnahmefall dar.

Unterzeichnung des Prifungsberichts

Verwendung einer

Samtliche Priifungsberichte
konnen personlich unterzeichnet Zumindest ein Priifungsbericht kann
werden? personlich unterzeichnet werden?
(Weitere Berichte als elektronische

ja\‘ j Kopie im pdf-Format)

qualifizierten elektronischen
Signatur moglich?

Auslieferung der
Prifungsberichte an
Vorstand und Vorsitzenden
des Aufsichtsrats

Ausnahmefall mit Rechtsunsicherheit
bei Genossenschaften:
Lediglich Vorlage einer elektronischen
Berichtskopie im pdf-Format an
Vorstand/Vors. des Aufsichtsrats.
Gof. Erklarung ggu. der
Generalversammlung, dass die
Berichtskopie dem unterschriebenen
Bericht entspricht (z. B. per
Videozuschaltung)

Ausnahmefall mit Rechtsunsicherheit bei
Kapitalgesellschaften:
Lediglich Auslieferung einer elektronischen
Berichtskopie im pdf-Format.

Dann Erklarung ggi. dem
Feststellungsorgan (in der Sitzung, in der die
Feststellung erfolgen soll), dass die
Berichtskopie dem unterschriebenen Bericht
entspricht (z. B. per Videozuschaltung)

(Genossenschaften) bzw. an
den Vorsitzenden des
Feststellungsorgans
(Kapitalgesellschaften)

Diese grafische Aufbereitung nimmt die Ausarbeitung "Auswirkungen der Ausbreitung des
Coronavirus auf die Rechnungslegung und deren Prifung” (Teil 2, Abschnitt 5.5) des IDW
vom 25.03.2020 mit auf.

e) Wie ist mit Einschranken im Rahmen der Prifung umzugehen? (Stand:
31.03.2020)

Die zurzeit laufenden sowie die geplanten Prifungen sind unterschiedlich stark von der
Corona-Pandemie betroffen. Es gibt Prifungen, die werden wie geplant durchgefihrt und an-
dere die aufgrund z. B. von Personalengpassen oder fehlender technischer Infrastruktur nicht
oder nur bedingt durchgefihrt werden kénnen. Die Einschrankungen liegen dabei auf Seiten
der Wohnungsunternehmen und/oder auf Seiten der Prifungsverbé&nde oder aber sind durch
allgemeine Einschréankungen (eingeschrankte Reise- und Bewegungsfreiheit) bedingt.

Wir halten verschiedene Szenarien aufgrund der zurzeit bestehenden Einschrankungen der
Prufung fir maoglich, die wir Ihnen kurz grafisch darstellen. Wobei der Fall der "Prufungsunter-
brechung", der haufigste Fall sein dirfte. Aber auch eine zeitliche Ausdehnung der Priifung
zur Erlangung aller notwendigen Prifungsnachweise ist ein géngiges Mittel. Wir empfehlen
daher eine intensive Abstimmung mit lhrem Prifungsverband.
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Wesentliche Einschrankungen
der Prifung

Einschrankungen auf Seiten Allg. Einschrankung auf der Einschrénkungen auf Seiten des
des Mitgliedsunternehmens Reise- und Bewegungsfreiheit Prifungsverbands

Ausnahmefall: Durchfiihrung
der Prifung unmoglich

Erforderliche Nachweise und

Aufklarungen fehlen Genossenschatt

Anderer Prufer
durch Gericht (§ 318
Abs. 4 Satz 2 HGB)

oder Kindigung
(§ 318 Abs. 6 HGB)

Ubernahme eines
Prifungshemmnis anderen Priifers
(Aufnahme in (Verband, WPG,
Bestatigungs- WP) nach § 55 Abs.
vermerk/ZPE und 3 GenG
Prifungsbericht)

Abschluss der
Prifung

Die grafische Aufbereitung nimmt die Ausarbeitung "Auswirkungen der Ausbreitung des
Coronavirus auf die Rechnungslegung und deren Prifung (Teil 2, Abschnitt 5.3) des IDW vom
25.03.2020 mit auf.

3. Offenlegung des Jahresabschlusses
a) Gibt es fur die Offenlegung des Jahresabschlusses Fristen? (Stand: 18.03.2020)

Der Vorstand hat gemanR § 339 HGB unverziglich nach der Generalversammlung tber den
Jahresabschluss, jedoch spatestens vor Ablauf des zw6lften Monats des dem Abschluss-
stichtag nachfolgenden Geschéftsjahrs, den festgestellten Jahresabschluss, den Lagebericht
und den Bericht des Aufsichtsrats beim Betreiber des Bundesanzeigers elektronisch einzu-
reichen.

b) Dirfen diese Fristen wegen Corona Uberschritten werden? (Stand: 18.03.2020)

Wir gehen davon aus, dass eine auf die aktuelle Situation rund um das Corona-Virus zurtuick-
zufihrende Einschrénkung des Geschéftsbetriebes und der Prufung einen berechtigten Grund
fur eine ggf. verspatete Offenlegung darstellt. Insofern gelten die Ausfiihrungen unter 1 b) hier
entsprechend.

c) Hat eine verspatete Offenlegung des Jahresabschlusses haftungsrechtliche Fol-
gen fur die verantwortlichen Organe? (Stand: 18.03.2020)

Sofern entsprechende Griinde fir die jeweilige Fristiiberschreitung vorliegen, scheidet ein Ver-
stol3 gegen die OrdnungsmaRigkeit der Geschaftsfiihrung sowie eine zivilrechtliche Haftung
der verantwortlichen Organe aus.
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Auch ein Ordnungsgeldverfahren seitens des Bundesamtes fir Justiz nach § 339 Abs. 4 i.V.m.
§ 335 HGB scheidet aus.

Diese Rechtsauffassung wird auch vom IDW, der WPK und dem BMJV geteilt. Es gibt eine
abgestimmte Rechtsauffassung zwischen dem IDW, der WPK und dem BMJV, dass eine auf
die aktuelle Situation rund um das Corona-Virus zuriickzufiihrende Einschrankung des Ge-
schaftsbetriebes und der Prifung einen berechtigten Grund fur eine ggf. verspatete Offenle-
gung darstellt und insoweit kein pflichtwidriges Handeln vorliegt.

4. Darstellung im Lagebericht

a) Wie kann im Lagebericht Giber die Pandemie und deren mégliche Folgen berich-
tet werden? (Stand: 19.03.2020)

Dazu haben wir einen Textvorschlag erarbeitet:

LSeit Anfang 2020 hat sich das Coronavirus (COVID-19) weltweit ausgebreitet. Auch in
Deutschland hat die Pandemie seit Februar 2020 zu deutlichen Einschnitten sowohl im sozia-
len als auch im Wirtschaftsleben gefuhrt. Von einer Eintribung der gesamtwirtschaftlichen
Lage ist daher auszugehen. Die Geschwindigkeit der Entwicklung macht es schwierig, die
Auswirkung zuverlassig einzuschatzen; es ist jedoch mit Risiken fiir den zukinftigen Ge-
schaftsverlauf der Genossenschaft zu rechnen. Zu nennen sind Risiken aus der Verzégerung
bei der Durchfiihrung von Instandhaltungs-, Modernisierungs- und BaumaRhahmen verbunden
mit dem Risiko von Kostensteigerungen und der Verzégerung von geplanten Einnahmen. Dar-
Uiber hinaus ist mit einem Anstieg der Mietausfélle zu rechnen.”
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Genossenschaftsrechtliche Fragen

1. Generalversammliung

a) Gibt es eine Frist fir die Abhaltung der Generalversammlung? (Stand:
19.03.2020)

Die Generalversammlung stellt gemaf? § 48 GenG den Jahresabschluss fest. Sie beschlief3t
Uber die Verwendung des Jahresiiberschusses oder die Deckung eines Jahresfehlbetrags so-
wie Uber die Entlastung des Vorstands und des Aufsichtsrats.

Nach § 48 Abs. 1 Satz 3 GenG hat die Generalversammlung in den ersten sechs Monaten
des Geschaftsjahres stattzufinden (vgl. auch 8§ 32 Abs. 1 GdW-Mustersatzung).

b) Durfen diese Fristen wegen Corona Uberschritten werden? (Stand: 26.03.2020)

Angesichts der zwischen der Bundesregierung und den Landesregierungen vereinbarten Malf3-
nahmen ist es bis auf weiteres nicht méglich, Generalversammlungen mit physischer Anwe-
senheit durchzufthren. Die aktuelle Situation verbunden mit den entsprechenden Vorlaufzei-
ten fur eine Generalversammlung lasst erwarten, dass die Malinahmen im Ergebnis dazu fuh-
ren werden, dass im ersten Halbjahr 2020 keine entsprechenden Versammlungen mehr
durchgefuihrt werden kénnen.

Sollte die Frist aufgrund der MafRnahmen nicht eingehalten werden kdnnen, liegt ein berechtig-
ter Grund fur die Fristiiberschreitung vor.

Sofern die MaRBnahmen wider Erwarten kurzfristig wieder auRer Kraft gesetzt werden, kénnte
sich im Einzelfall ein Zeitfenster fur die Durchfiihrung der Versammlung im ersten Halbjahr
2020 ergeben. Dies gilt jedoch nur, sofern keine weiteren Griinde gegen die Durchfuhrung der
Versammlung sprechen.

Eine behordliche Anordnung im Einzelfall ist in jedem Fall ein derartiger Grund.

Aber auch wenn es unter den Mitgliedern konkrete Verdachtsfélle oder gar bestétigte Félle ei-
ner Corona-Infektion gibt, liegt bei einer Verschiebung tber die gesetzlich vorgesehene Frist
hinaus kein rechtswidriges Handeln vor.

Gleiches durfte auch gelten, wenn der Geschaftsbetrieb aufgrund entsprechender Verdachts-
oder Infektionsfélle innerhalb der Belegschaft derart eingeschrankt ist, dass eine Abhaltung
der Generalversammlung innerhalb der gesetzlich vorgesehenen Frist nicht moglich ist.

Auch ohne eine formale behordliche Anordnung oder ohne konkret vorliegende Verdachts- o-
der Infektionsfélle kann es geboten sein, die Versammlung zu verschieben. Sofern es die ver-
antwortlichen Organe aufgrund der aktuellen Situation vor Ort, insbesondere aufgrund offiziel-
ler Warnungen oder Empfehlungen, nach einer entsprechenden Risikoabwégung fur sinnvoll
und notwendig halten, die Versammlung im Sinne der Fursorgepflicht fir die Mitglieder und
Mitarbeiter zu verschieben, ist auch hierin regelmafiig kein rechtswidriges Handeln zu erbli-
cken. Die Risikoabwéagung sollte gut dokumentiert werden.
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Wie die Gesetzesbegrindung zum Gesetz zur Abmilderung der Folgen der COVID-19-Pande-
mie im Zivil-, Insolvenz- und Strafverfahrensrecht ausdriicklich klarstellt, kann die Fristtiber-
schreitung mangels Verschulden des Vorstandes im Rahmen der genossenschaftlichen
Pflichtprifung auch nicht dazu fuhren, dass die Ordnungsmafigkeit der Geschéftsfuhrung in
Zweifel gezogen werden kbnnte.

c) Hat eine verspatet stattfindende Versammlung Auswirkungen auf die Be-
schlisse? (Stand: 19.03.2020)

Eine gdf. verspatete Beschlussfassung hat auf die Wirksamkeit der Beschllisse keine Auswir-
kungen.

d) Hat eine verspatet stattfindende Versammlung haftungsrechtliche Folgen fiur die
verantwortlichen Organe? (Stand: 19.03.2020)

Sofern entsprechende Grinde fir die jeweilige Fristliberschreitung vorliegen, scheidet ein Ver-
stol? gegen die OrdnungsmaRigkeit der Geschéaftsfihrung und sowie eine zivilrechtliche Haf-
tung der verantwortlichen Organe aus.

e) Darf ausnahmsweise der Aufsichtsrat den Jahresabschluss feststellen? (Stand:
30.03.2020)

Nach dem Gesetz zur Abmilderung der Folgen der COVID-19-Pandemie im Zivil-, Insolvenz-
und Strafverfahrensrecht kbnnen Jahresabschlisse, deren Feststellung im Jahr 2020 erfolgen
soll, abweichend von § 48 Abs. 1 GenG auch durch den Aufsichtsrat festgestellt werden (Art. 2
8 3 Abs. 3 Gesetz zur Abmilderung der Folgen der COVID-19-Pandemie im Zivil-, Insolvenz-
und Strafverfahrensrecht).

f) Ist die Entlastung des Vorstandes und des Aufsichtsrates durch Beschluss der
Mitgliederversammlung rechtwirksam, wenn die Feststellung des Jahresab-
schlusses durch den Aufsichtsrat erfolgte? (Stand: 26.03.2020)

Es hat keine Auswirkungen auf die Entlastung von Vorstand und Aufsichtsrat, wenn der Auf-
sichtsrat den Jahresabschluss feststellt.

g) Hat eine verspatet stattfindende Generalversammlung Auswirkungen auf die
Auszahlung des Auseinandersetzungsguthabens? (Stand: 26.03.2020)

Ein ausgeschiedenes Mitglied hat einen Anspruch auf Auszahlung des Auseinandersetzungs-
guthabens binnen sechs Monate nach dem Ausscheiden (8 73 Abs. 2 GenG). Allerdings setzt
die Konkretisierung des Auseinandersetzungsanspruchs der Hohe nach die Feststellung des
Jahresabschlusses voraus. Vor einer entsprechenden Feststellung ist daher die Geltendma-
chung des Auseinandersetzungsanspruches mangels Falligkeit ausgeschlossen. Dies gilt
auch dann, wenn der Jahresabschluss bis zum Ablauf der 6-Monatsfrist noch nicht festgestellt
wurde.

Sofern der Jahresabschluss erst nach Ablauf der 6-Monatsfrist festgestellt wird, ist das Ausei-
nandersetzungsguthaben mit Ablauf der 6-Monatsfrist unter den Grundsatzen des Verzuges
(88 286 ff. BGB) zu verzinsen. Eine entsprechende Mahnung des Mitgliedes ist dabei nicht no-
tig, da die Frist nach dem Kalender bestimmt ist (§ 286 Abs. 2 Nr. 1 BGB).
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Eine Haftung der Genossenschaft nach den Grundsatzen des Verzuges setzt jedoch ein Ver-
schulden auf Seiten der Genossenschaft voraus (8 286 Abs. 4 BGB). Dieses Verschulden wird
zwar vom Gesetz grundsétzlich vermutet, jedoch diirfte sich die Genossenschaft bei Vorliegen
der 0. g. Voraussetzungen von dem Vorwurf des Verschuldens befreien kénnen.

h) Kann das Auseinandersetzungsguthaben ausnahmsweise ohne Feststellung
des Jahresabschlusses durch die Generalversammlung erfolgen? (Stand:
30.03.2020)

Nach dem Gesetz zur Abmilderung der Folgen der COVID-19-Pandemie im Zivil-, Insolvenz-
und Strafverfahrensrecht darf der Vorstand im Jahr 2020 mit Zustimmung des Aufsichtsrats
nach pflichtgemalem Ermessen eine Abschlagszahlung auf eine zu erwartende Auszahlung
eines Auseinandersetzungsguthabens eines ausgeschiedenen Mitgliedes leisten (Art. 2 8 3
Abs. 4 Gesetz zur Abmilderung der Folgen der COVID-19-Pandemie im Zivil-, Insolvenz- und
Strafverfahrensrecht).

Ein solcher Abschlag darf jedoch nur bezahlt werden, wenn ein vorlaufiger Abschluss fur das
vergangene Geschaftsjahr einen Jahresiberschuss ergibt. Als Abschlag darf hdchstens die
Halfte des Betrages gezahlt werden, der von dem Jahresiiberschuss nach Abzug der Betrage
verbleibt, die nach Gesetz oder gemal der Satzung Gewinnriicklagen einzustellen sind. Au-
Rerdem darf der Abschlag nicht die Halfte des vorherigen Bilanzgewinns Ubersteigen.

i) Darf eine Dividendenzahlung ohne Feststellung des Jahresabschlusses durch
die Generalversammlung erfolgen? (Stand: 30.03.2020)

Nach dem Gesetz zur Abmilderung der Folgen der COVID-19-Pandemie im Zivil-, Insolvenz-
und Strafverfahrensrecht darf der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats nach pflichtge-
malRem Ermessen eine Abschlagszahlung auf eine an ein Mitglied zu erwartende Dividenden-
zahlung leisten (Art. 2 § 3 Abs. 4 Gesetz zur Abmilderung der Folgen der COVID-19-Pande-
mie im Zivil-, Insolvenz- und Strafverfahrensrecht).

Ein solcher Abschlag darf jedoch nur bezahlt werden, wenn ein vorlaufiger Abschluss fir das
vergangene Geschaftsjahr einen Jahresiiberschuss ergibt. Als Abschlag darf hdchstens die
Hélfte des Betrages gezahlt werden, der von dem Jahresiiberschuss nach Abzug der Betrage
verbleibt, die nach Gesetz oder gemaf} der Satzung als Gewinnrlicklagen einzustellen sind.
AuRerdem darf der Abschlag nicht die Halfte des vorherigen Bilanzgewinns Ubersteigen.

j) Hat eine verspatet stattfindende Generalversammlung Auswirkungen auf eine
ggf. erforderliche (Neu-)Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern? (Stand: 30.03.2020)

Nach § 24 Abs. 4 der GdW-Mustersatzung fir Wohnungsgenossenschaften werden die Auf-
sichtsratsmitglieder von der Generalversammlung fur drei Jahre gewahlt. Hierbei wird das
Geschaéftsjahr, in dem das Aufsichtsratsmitglied gewahlt wird, nicht mitgerechnet. Sofern
daher ein Aufsichtsratsmitglied auf der Mitgliederversammlung im Jahr 2017 fur drei Jahre
gewahlt wurde, dauert dessen Amtszeit bis zum Jahr 2020 (2018, 2019, 2020).

Das genaue Ende der Amtszeit im Jahr 2020 wird jedoch durch den Schluss der ordentlichen
Mitgliederversammlung im Jahr 2020 bestimmt (vgl. 8 24 Abs. 4 Satz 3 GdW-Mustersatzung).
Die jeweiligen "alten" Aufsichtsratsmitglieder bleiben daher bei einer Verschiebung der Gene-
ralversammlung auf das zweite Halbjahr 2020 solange im Amt, bis die entsprechende Ver-
sammlung durchgefihrt wurde.
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Des Weiteren stellt das Gesetz zur Abmilderung der Folgen der COVID-19-Pandemie im Zivil-,
Insolvenz- und Strafverfahrensrecht klar, dass Aufsichtsratsmitglieder, deren Bestellungen im
Jahr 2020 ablaufen, auch nach Ablauf ihrer Amtszeit bis zur Bestellung ihres Nachfolgers im
Amt bleiben (Art. 2 8 3 Abs. 5 Gesetz zur Abmilderung der Folgen der COVID-19-Pandemie
im Zivil-, Insolvenz- und Strafverfahrensrecht).

k) Darf die Anzahl der Mitglieder des Aufsichtsrats weniger als die durch Gesetz
oder Satzung bestimmte Mindestzahl betragen? (Stand: 30.03.2020)

Nach dem Gesetz zur Abmilderung der Folgen der COVID-19-Pandemie im Zivil-, Insolvenz-
und Strafverfahrensrecht darf die Anzahl der Mitglieder des Aufsichtsrats im Jahr 2020 weni-
ger als die durch Gesetz oder Satzung bestimmte Mindestzahl betragen (Art. 2 8 3 Abs. 5
Gesetz zur Abmilderung der Folgen der COVID-19-Pandemie im Zivil-, Insolvenz- und Straf-
verfahrensrecht).

[) Konnen Beschlisse der Generalversammlung schriftlich oder elektronisch
gefasst werden? (Stand: 30.03.2020)

Nach dem Gesetz zur Abmilderung der Folgen der COVID-19-Pandemie im Zivil-, Insolvenz-
und Strafverfahrensrecht kbnnen in Bezug auf Generalversammlungen, die im Jahr 2020
durchgefuhrt werden, abweichend von 8§ 43 Abs. 7 Satz 1 GenG Beschlisse der Mitglieder
auch dann schriftlich oder elektronisch gefasst werden, wenn dies in der Satzung nicht aus-
drucklich zugelassen ist (Art. 2 8 3 Abs. 1 Gesetz zur Abmilderung der Folgen der COVID-19-
Pandemie im Zivil-, Insolvenz- und Strafverfahrensrecht).

Der Vorstand hat in diesem Fall dafiir zu sorgen, dass der Niederschrift gemali § 47 GenG ein
Verzeichnis der Mitglieder, die an der Beschlussfassung mitgewirkt haben, beigefligt ist. Bei
jedem Mitglied, das an der Beschlussfassung mitgewirkt hat, ist die Art der Stimmabgabe zu
vermerken.

Die Anfechtung eines solchen Beschlusses kann unbeschadet der Regelungen in 8 51 Abs. 1
und 2 GenG nicht auf Verletzungen des Gesetzes oder der Mitgliederrechte gesttitzt werden,
die auf technische Stérungen im Zusammenhang mit der Beschlussfassung nach Satz 1
zurlckzufuhren sind, es sei denn, der Genossenschaft ist Vorsatz oder grobe Fahrlassigkeit
vorzuwerfen.

Ungeachtet der er¢ffneten Option der Durchfiihrung einer "virtuellen" Generalversammlung
sollte jedoch zunachst einmal die weitere Entwicklung abgewartet werden, bevor eine virtuelle
Generalversammlung durchgefiihrt wird. Derzeit bietet es sich eher an, abzuwarten, inwiefern
sich in den nachsten Wochen absehen Iasst, ob die Ausbreitung der Infektionen im zweiten
Halbjahr abgeklungen ist und die Beschréankungen der Versammlungsmoglichkeiten insoweit
aufgehoben wurden, dass eine herkommliche Generalversammlung im zweiten Halbjahr statt-
finden kann.

Damit kann zwar die 6-Monatsfrist im Sinne von § 48 GenG nicht eingehalten werden, aller-
dings hat dies keine Sanktionen zur Folge und die Fristeinhaltung kann auch nicht durch ein
Zwangsgeld nach § 160 GenG erzwungen werden. Wie die Gesetzesbegriindung ferner aus-
drucklich klarstellt, kann die Fristiberschreitung mangels Verschulden des Vorstandes im
Rahmen der genossenschaftlichen Pflichtpriifung auch nicht dazu fihren, dass die Ordnungs-
mafRigkeit der Geschaftsfuhrung in Zweifel gezogen werden konnte.
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m) Gibt es Erleichterungen bei der Einberufung der Generalversammlung? (Stand:
30.03.2020)

Es ist nicht ausgeschlossen, dass eine den Anforderungen der Satzung entsprechende Einbe-
rufung, bspw. im flr Bekanntmachungen vorgesehenen Genossenschaftsblatt, nicht méglich
ist, weil dieses aufgrund der Auswirkungen der COVID-19-Pandemie bspw. nicht gedruckt o-
der verteilt werden kann.

Nach dem Gesetz zur Abmilderung der Folgen der COVID-19-Pandemie im Zivil-, Insolvenz-
und Strafverfahrensrecht kann daher die Einberufung von Generalversammlungen, die im Jahr
2020 stattfinden, abweichend von § 46 Abs. 1 Satz 1 GenG im Internet auf der Internetseite
der Genossenschaft oder durch unmittelbare Benachrichtigung der Mitglieder in Textform er-
folgen (Art. 2 8 3 Abs. 2 Gesetz zur Abmilderung der Folgen der COVID-19-Pandemie im Zivil-
, Insolvenz- und Strafverfahrensrecht).

2. Amtszeit der Vertreterinnen und Vertreter

a) Gibt eine Frist fur die Amtszeit der Vertreterinnen und Vertreter? (Stand:
19.03.2020)

Gemal § 31 Abs. 5 der GdW-Mustersatzung endet die Amtszeit eines Vertreters sowie die
des an seine Stelle getretenen Ersatzvertreters mit der Vertreterversammlung, die Uber die
Entlastung der Mitglieder des Vorstandes und des Aufsichtsrates Uber das __ Geschéftsjahr
nach dem Beginn der Amtszeit beschlie3t. Das Geschéftsjahr, in dem die Amtszeit beginnt,
wird nicht mitgerechnet.

Die Neuwahl der Vertreter und der Ersatzvertreter muss geman § 31 Abs. 6 der GdW-Muster-
satzung jeweils spatestens bis zu der Vertreterversammlung durchgefiihrt sein, die Uber die
Entlastung der Mitglieder des Vorstandes und des Aufsichtsrates fir das __ Geschaftsjahr
nach dem Beginn der Amtszeit der bisherigen Vertreter beschlief3t.

Sofern die Amtszeit planmafig mit der Vertreterversammlung 2020 endet bzw. beginnt, stellt
sich die Frage, welche Auswirkung eine Verschiebung ggf. ber das erste Halbjahr 2020 hin-
aus hat.

b) Hat eine verspatet stattfindende Vertreterversammlung Auswirkungen auf die
Wahl und Amtszeit der Vertreterinnen und Vertreter? (Stand: 19.03.2020)

Sofern die Vertreterversammlung 2020 verschoben werden muss, hat dies keine Auswirkun-
gen auf die Amtszeit der Vertreterinnen und Vertreter. Die Amtszeit der derzeit sich im Amt be-
findlichen Vertreterinnen und Vertreter endet und die Amtszeit der neu gewahlten beginnt mit
der Vertreterversammlung 2020, unabhéangig davon, wann diese stattfindet.
3. Mitgliederliste

a) Gibt es eine Pflicht zur Fihrung einer Mitgliederliste? (Stand: 19.03.2020)

Nach 8§ 30 GenG ist der Vorstand verpflichtet, die Mitgliederliste zu fuhren.
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b) Kann die Liste aufgrund des Corona-Virus im Einzelfall verzégert gefuihrt wer-
den? (Stand: 19.03.2020)

Sollte eine auf das Corona-Virus zurtickgehende Einschrankung oder Einstellung des Ge-
schaftsbetriebes zur Verzégerung bei der Fihrung der Mitgliederliste fihren, ist dies kein Ver-
stol? gegen die Ordnungsmafigkeit der Geschéftsfihrung. Insofern gelten die Ausfilhrungen
unter 1.1.2 hier entsprechend.

4. Zusammensetzung des Vorstandes

a) Gibt es Regelungen fir die Zusammensetzung des Vorstandes? (Stand:
19.03.2020)

Der Vorstand besteht gemaf 8§ 24 GenG aus zwei Personen und wird gemal der gesetzlichen
Regelung von der Generalversammlung gewahlt und abberufen. Die Satzung kann eine ho-
here Personenzahl sowie eine andere Art der Bestellung und Abberufung bestimmen.

Gemal § 21 Abs. 4 GdW-Mustersatzung wird der Vorstand vom Aufsichtsrat bestellt. Die Zahl
der Vorstandsmitglieder wird von der jeweiligen Genossenschaft festgelegt.

b) Gibt es Sonderregelungen hinsichtlich der Amtszeit? (Stand: 30.03.2020)

Nach dem Gesetz zur Abmilderung der Folgen der COVID-19-Pandemie im Zivil-, Insolvenz-
und Strafverfahrensrecht bleiben Vorstandsmitglieder, deren Bestellungen im Jahr 2020 ab-
laufen, auch nach Ablauf ihrer Amtszeit bis zur Neubestellung eines Nachfolgers im Amt

(Art. 2 8 3 Abs. 5 Gesetz zur Abmilderung der Folgen der COVID-19-Pandemie im Zivil-, Insol-
venz- und Strafverfahrensrecht).

Ist dies jedoch z. B. aus gesundheitlichen Griinden nicht mdglich oder stirbt ein Vorstandsmit-
glied und wird dadurch die gesetzliche oder satzungsmafige Mindestzahl an Mitgliedern un-
terschritten, ist dies unschadlich. Denn die gesetzliche Regelung bestimmt ferner, dass die
Anzahl der Mitglieder des Vorstands weniger als die durch Gesetz oder Satzung bestimmte
Mindestzahl betragen darf (Art. 2 8 3 Abs. 5 Gesetz zur Abmilderung der Folgen der COVID-
19-Pandemie im Zivil-, Insolvenz- und Strafverfahrensrecht).

Wenn ungeachtet der gesetzlichen Sonderregelung bei Unterschreiten der gesetzlichen oder
satzungsmanigen Mindestzahl ein Ersatz fir das bspw. verstorbene Vorstandsmitglied gefun-
den werden soll, gibt es zwei Wege:

Sofern die Zahl der Vorstandsmitglieder unter die gesetzliche oder satzungsmafige Mindest-
zahl sinkt und die Generalversammlung fir die (Nach-)Bestellung eines Vorstandsmitgliedes
zusténdig ist, kann der Aufsichtsrat fir einen im Voraus begrenzten Zeitraum einzelne seiner
Mitglieder zu Vertretern von verhinderten Vorstandsmitgliedern bestellen (§ 37 GenG, § 24
Abs. 6 GdW-Mustersatzung). In dieser Zeit und bis zur erteilten Entlastung wegen ihrer Tatig-
keit im Vorstand durfen sie keine Tatigkeit als Aufsichtsratsmitglied austiben. Eine Verhinde-
rung ist auch der Tod eines Vorstandsmitgliedes.

Sofern die Zahl der Vorstandsmitglieder unter die gesetzliche oder satzungsmafige Mindest-
zahl sinkt und der Aufsichtsrat fur die (Nach-)Bestellung eines Vorstandsmitgliedes zustandig
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ist, kann die (Nach-)Bestellung durch den Aufsichtsrat erfolgen. Wenn keine Beschlussfas-
sung des Aufsichtsrates mit physischer Anwesenheit moglich ist, ware zu prifen, ob ein Be-
schluss im Umlaufverfahren méglich ist (siehe unten).

5. Beschlisse von Vorstand und Aufsichtsrat

a) Konnen Beschliusse ohne physische Anwesenheit der Vorstands- oder Auf-
sichtsratsmitglieder gefasst werden? (Stand: 30.03.2020)

Nach dem Gesetz zur Abmilderung der Folgen der COVID-19-Pandemie im Zivil-, Insolvenz-
und Strafverfahrensrecht kdnnen Sitzungen des Vorstands oder Aufsichtsrats oder deren ge-
meinsame Sitzungen, die im Jahr 2020 stattfinden, auch ohne Grundlage in der Satzung oder
in der Geschaftsordnung im Umlaufverfahren in Textform oder als Telefon- oder Videokonfe-
renz durchgefihrt werden (Art. 2 8 3 Abs. 6 Gesetz zur Abmilderung der Folgen der COVID-
19-Pandemie im Zivil-, Insolvenz- und Strafverfahrensrecht).

Die Gesetzesbegrindung stellt insoweit ferner klar, dass ggf. entgegenstehende Satzungsre-
gelungen oder Regelungen in der jeweiligen Geschaftsordnung aufgrund der gesetzlichen
Sonderregelung wahrend des Geltungszeitraums dieser Sonderregelung unbeachtlich sind.
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VIl.  Prifungsrechtliche Fragen in Bezug auf Wohnungsgesellschaften
1. Aufstellung des Jahresabschlusses
a) Gibt es fur die Aufstellung des Jahresabschlusses Fristen? (Stand: 19.03.2020)

Der Jahresabschluss und der Lagebericht sind von den gesetzlichen Vertretern in den ersten
drei Monaten des Geschaftsjahrs fir das vergangene Geschéftsjahr aufzustellen (8§ 264 Abs.
1 Satz 3 HGB).

Kleine Kapitalgesellschaften (8 267 Abs. 1 HGB) durfen den Jahresabschluss auch spater
aufstellen, wenn dies einem ordnungsgemafen Geschaftsgang entspricht, jedoch innerhalb
der ersten sechs Monate des Geschaftsjahres (§ 264 Abs. 1 Satz 4 HGB).

b) Durfen diese Fristen wegen Corona Uberschritten werden? (Stand: 19.03.2020)

Sollte eine Einschrankung oder Einstellung des Geschaftsbetriebes dazu fiihren, dass die je-
weiligen Aufstellungsfristen nicht eingehalten werden kdnnen, verst6i3t die Gesellschaft rein
formal gesehen gegen das Gesetz bzw. die Satzung/den Gesellschaftsvertrag.

Sofern es jedoch hinreichend gewichtige Griinde fir die Verschiebung bzw. Nichteinhaltung
der Fristen gibt, wird materiell-rechtlich kein rechtswidriges Handeln vorliegen. Damit sind
keine praktischen Konsequenzen zu erwarten.

Dies gilt in jedem Fall, wenn der Geschéaftsbetrieb aufgrund behérdlicher Anordnung einge-
stellt werden muss oder wenn es in der Gesellschaft konkrete Verdachtsféalle oder gar besta-
tigte Falle einer Corona-Infektion gibt.

Aber auch ohne eine formale behdrdliche Anordnung oder ohne konkret vorliegende Ver-
dachts- oder Infektionsfélle innerhalb der Belegschaft kann es geboten sein, den Geschéftsbe-
trieb einzuschranken oder gar einzustellen. Sofern es die verantwortlichen Organe aufgrund
der aktuellen Situation vor Ort, insbesondere aufgrund offizieller Warnungen oder Empfehlun-
gen, nach einer entsprechenden Risikoabwagung fur sinnvoll und notwendig halten, den Ge-
schéaftsbetrieb im Sinne der Firsorgepflicht fur die Mitarbeiter einzuschranken oder einzustel-
len, ist auch hierin regelmafig kein rechtswidriges Handeln zu erblicken. Die Risikoabwéagung
sollte gut dokumentiert werden.

c) Hat eine verspatete Aufstellung des Jahresabschlusses haftungsrechtliche Fol-
gen fur die verantwortlichen Organe? (Stand: 19.03.2020)

Sofern entsprechende Grinde fir die jeweilige Fristliberschreitung vorliegen, scheidet ein Ver-
stol? gegen die OrdnungsmaRigkeit der Geschéaftsfihrung sowie eine zivilrechtliche Haftung
der verantwortlichen Organe aus.

Diese Rechtsauffassung wird auch vom IDW, der WPK und dem BMJV geteilt. Es gibt eine
abgestimmte Rechtsauffassung zwischen diesen Institutionen, dass eine auf die aktuelle Situ-
ation rund um das Corona-Virus zurickzufiihrende Einschrankung des Geschéaftsbetriebes
und der Prifung einen berechtigten Grund fir eine ggf. verspétete Aufstellung darstellt und in-
soweit kein pflichtwidriges Handeln vorliegt.
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2. Prufung des Jahresabschlusses
a) Gibt es fur die Prufung des Jahresabschlusses Fristen? (Stand: 19.03.2020)

§§ 316 ff. HGB sehen keine Frist vor, innerhalb derer die Prifung abgeschlossen sein muss.
Aber die Prifung muss so rechtzeitig erfolgen, dass bspw. die Feststellung des Jahresab-
schlusses ordnungsgemalf erfolgen kann (siehe unten).

b) Dirfen diese Fristen wegen Corona Uberschritten werden? (Stand: 19.03.2020)

Ausnahmen von den vorstehend genannten Zeitvorgaben sind in begriindeten Ausnahmefal-
len moglich. Wir gehen davon aus, dass eine auf die aktuelle Situation rund um das Corona-
Virus zurlickzufihrende Einschrankung des Geschaftsbetriebes und der Priifung solch ein
Ausnahmefall ist. Insofern gelten die Ausfihrungen unter 1 b) hier entsprechend.

c) Hat eine verspatete Prifung des Jahresabschlusses haftungsrechtliche Folgen
fur die verantwortlichen Organe? (Stand: 19.03.2020)

Sofern entsprechende Grinde fir die jeweilige Fristliberschreitung vorliegen, scheidet ein Ver-
stol? gegen die Ordnungsmafigkeit der Geschaftsfilhrung sowie eine zivilrechtliche Haftung
der verantwortlichen Organe aus.

Diese Rechtsauffassung wird auch vom IDW, der WPK und dem BMJV geteilt. Es gibt eine
abgestimmte Rechtsauffassung zwischen diesen Institutionen, dass eine auf die aktuelle Situ-
ation rund um das Corona-Virus zurlckzufiihrende Einschrankung des Geschéaftsbetriebes
und der Prufung einen berechtigten Grund fir eine ggf. verspatete Prifung darstellt und inso-
weit kein pflichtwidriges Handeln vorliegt.

3. Offenlegung des Jahresabschlusses
a) Gibt es fur die Offenlegung des Jahresabschlusses Fristen? (Stand: 19.03.2020)

Geschaftsfuhrung bzw. Vorstand haben gemanR 8§ 325 HGB den festgestellten oder gebilligten
Jahresabschluss, den Lagebericht und den Bestatigungsvermerk oder den Vermerk tber des-
sen Versagung sowie den Bericht des Aufsichtsrats elektronisch beim Betreiber des Bundes-

anzeigers spatestens ein Jahr nach dem Abschlussstichtag des Geschaftsjahrs einzureichen,
auf das sie sich beziehen.

b) Dirfen diese Fristen wegen Corona Uberschritten werden? (Stand: 19.03.2020)

Wir gehen davon aus, dass eine auf die aktuelle Situation rund um das Corona-Virus zurtick-
zufuihrende Einschrankung des Geschéftsbetriebes und der Prifung einen berechtigten Grund
fur eine ggf. verspéatete Offenlegung darstellt. Insofern gelten die Ausfihrungen unter 1. b) hier
entsprechend.

c) Hat eine verspatete Offenlegung des Jahresabschlusses haftungsrechtliche Fol-
gen fur die verantwortlichen Organe? (Stand: 19.03.2020)

Sofern entsprechende Griunde fur die jeweilige Fristiiberschreitung vorliegen, scheidet ein Ver-
stol? gegen die Ordnungsmafigkeit der Geschéftsfihrung sowie eine zivilrechtliche Haftung
der verantwortlichen Organe aus.
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Auch ein Ordnungsgeldverfahren seitens des Bundesamtes fir Justiz nach § 339 Abs. 4 i.V.m.
§ 335 HGB scheidet aus.

Diese Rechtsauffassung wird auch vom IDW, der WPK und dem BMJV geteilt. Es gibt eine
abgestimmte Rechtsauffassung zwischen dem IDW, der WPK und dem BMJV, dass eine auf
die aktuelle Situation rund um das Corona-Virus zuriickzufiihrende Einschrankung des Ge-
schaftsbetriebes und der Prifung einen berechtigten Grund fir eine ggf. verspatete Offenle-
gung darstellt und insoweit kein pflichtwidriges Handeln vorliegt.

4. Darstellung im Lagebericht

a) Wie kann im Lagebericht Giber die Pandemie und deren mogliche Folgen berich-
tet werden? (Stand: 19.03.2020)

Dazu haben wir einen Textvorschlag erarbeitet:

L~Seit Anfang 2020 hat sich das Coronavirus (COVID-19) weltweit ausgebreitet. Auch in
Deutschland hat die Pandemie seit Februar 2020 zu deutlichen Einschnitten sowohl im sozia-
len als auch im Wirtschaftsleben gefuhrt. Von einer Eintribung der gesamtwirtschaftlichen
Lage ist daher auszugehen. Die Geschwindigkeit der Entwicklung macht es schwierig, die
Auswirkung zuverlassig einzuschatzen; es ist jedoch mit Risiken fir den zukunftigen Ge-
schaftsverlauf des Unternehmens zu rechnen. Zu nennen sind Risiken aus der Verzogerung
bei der Durchfiihrung von Instandhaltungs-, Modernisierungs- und BaumafRhahmen verbunden
mit dem Risiko von Kostensteigerungen und der Verzégerung von geplanten Einnahmen. Dar-
Uiber hinaus ist mit einem Anstieg der Mietausfélle zu rechnen.”
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Gesellschaftsrechtliche Fragen
1. Gesellschafterversammlung oder Hauptversammlung

a) Gibt es eine Frist fur die Abhaltung der Gesellschafterversammlung oder Haupt-
versammlung? (Stand: 30.03.2020)

GmbH
Die Gesellschafter haben gemal § 42a Abs. 2 GmbHG spéatestens bis zum Ablauf der ersten
acht Monate oder, wenn es sich um eine kleine Gesellschaft handelt (§ 267 Abs. 1 HGB), bis
zum Ablauf der ersten elf Monate des Geschaftsjahrs tber die Feststellung des Jahresab-
schlusses und Uber die Ergebnisverwendung zu beschliel3en. Der Gesellschaftsvertrag kann
die Frist nicht verlangern.

Aktiengesellschaft

Die ordentliche Hauptversammlung zum Beschluss tber die Verwendung des Bilanzgewinnes
sowie zur Entgegennahme des festgestellten des Jahresabschlusses oder Feststellung des
Jahresabschlusses hat in den ersten acht Monaten des Geschéftsjahrs stattzufinden

(8 175 AktG).

Die Frist zur Durchfiihrung der ordentlichen Hauptversammlung wird durch das Gesetz zur Ab-
milderung der Folgen der COVID-19-Pandemie im Zivil-, Insolvenz- und Strafverfahrensrecht
von acht auf zwolf Monate verlangert (Art. 2 8 1 Abs. 5 Gesetz zur Abmilderung der Folgen
der COVID-19-Pandemie im Zivil-, Insolvenz- und Strafverfahrensrecht).

b) Durfen diese Fristen wegen Corona Uberschritten werden? (Stand: 30.03.2020)

Angesichts der zwischen der Bundesregierung und den Landesregierungen vereinbarten Malf3-
nahmen ist es bis auf weiteres nicht mdglich, Gesellschafterversammlungen oder Hauptver-
sammlungen mit physischer Anwesenheit durchzufihren.

Die aktuelle Situation verbunden mit den entsprechenden Vorlaufzeiten fiir eine Gesellschaf-
terversammlung bzw. Hauptversammlung lasst erwarten, dass die MalZnahmen im Ergebnis
dazu fuhren werden, dass zumindest im ersten Halbjahr 2020 keine entsprechenden Ver-
sammlungen mehr durchgefiihrt werden kénnen.

Sollte die jeweilige Frist aufgrund der genannten Maflinahmen nicht eingehalten werden kon-
nen, liegt ein berechtigter Grund fir die Fristiberschreitung vor.

Sofern die MaRhahmen wider Erwarten kurzfristig wieder auRer Kraft gesetzt werden, kénnte
sich im Einzelfall ein Zeitfenster fur die Durchfihrung der Versammlung innerhalb der jeweils
zulassigen Frist ergeben. Dies gilt jedoch nur, sofern keine weiteren Griinde gegen die Durch-
fuhrung der Versammlung sprechen.

Eine behérdliche Anordnung im Einzelfall ist in jedem Fall ein derartiger Grund.
Aber auch wenn es unter den Gesellschaftern bzw. Aktionaren konkrete Verdachtsfalle oder
gar bestatigte Falle einer Corona-Infektion gibt, liegt bei einer Verschiebung Gber die gesetz-

lich vorgesehene Frist hinaus kein rechtswidriges Handeln vor.

Gleiches dirfte auch gelten, wenn der Geschéftsbetrieb aufgrund entsprechender Verdachts-
oder Infektionsfalle innerhalb der Belegschaft derart eingeschrankt ist, dass eine Abhaltung
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der Gesellschafterversammlung bzw. Hauptversammlung innerhalb der gesetzlich vorgesehe-
nen Frist nicht maglich ist.

Auch ohne eine formale behordliche Anordnung oder ohne konkret vorliegende Verdachts-
oder Infektionsfalle kann es geboten sein, die Versammlung zu verschieben. Sofern es die
verantwortlichen Organe aufgrund der aktuellen Situation vor Ort, insbesondere aufgrund offi-
zieller Warnungen oder Empfehlungen, nach einer entsprechenden Risikoabwagung fur sinn-
voll und notwendig halten, die Versammlung im Sinne der Fursorgepflicht fir die Gesellschaf-
ter bzw. Aktiondre und Mitarbeiter zu verschieben, ist auch hierin regelmafig kein rechtswidri-
ges Handeln zu erblicken. Die Risikoabwagung sollte gut dokumentiert werden.

In jedem Fall gilt, bei Vorliegen entsprechender Verschiebungsgriinde ist nicht von einem
Verstol3 gegen die OrdnungsmaRigkeit der Geschéftsfiihrung auszugehen.

c) Hat eine verspatet stattfindende Versammlung Auswirkungen auf die Be-
schliusse? (Stand: 17.03.2020)

Eine ggf. verspatete Beschlussfassung hat auf die Wirksamkeit der Beschliisse keine Auswir-
kungen.

d) Hat eine verspatet stattfindende Versammlung haftungsrechtliche Folgen fiur die
verantwortlichen Organe? (Stand: 17.03.2020)

Sofern entsprechende Grinde fir die jeweilige Fristliberschreitung vorliegen, scheidet ein Ver-
stol? gegen die Ordnungsmaigkeit der Geschéftsfilhrung und sowie eine zivilrechtliche Haf-
tung der verantwortlichen Organe aus.

e) Konnen Beschlusse der Gesellschafterversammlung bzw. Hauptversammlung
schriftlich oder elektronisch gefasst werden? (Stand: 30.03.2020)

GmbH

Nach dem Gesetz zur Abmilderung der Folgen der COVID-19-Pandemie im Zivil-, Insolvenz-
und Strafverfahrensrecht kdnnen in Bezug auf Gesellschafterversammlungen, die im Jahr
2020 durchgefluihrt werden, Beschliisse auch dann schriftlich oder in Textform verfasst wer-
den, wenn nicht sémtliche Gesellschafter mit diesem Verfahren einverstanden sind (Art. 2 § 2
Gesetz zur Abmilderung der Folgen der COVID-19-Pandemie im Zivil-, Insolvenz- und Straf-
verfahrensrecht).

Aktiengesellschaft

Nach dem Gesetz zur Abmilderung der Folgen der COVID-19-Pandemie im Zivil-, Insolvenz-
und Strafverfahrensrecht kdnnen Hauptversammlungen, die im Jahr 2020 durchgefihrt wer-
den, nach Entscheidung des Vorstandes mit Zustimmung des Aufsichtsrates ohne physische
Teilnahme als reine Online-Hauptversammlungen stattfinden. Dies gilt auch dann, wenn die
Satzung der Gesellschaft eine Online-Hauptversammlung nicht vorsieht. Die Anfechtung eines
Beschlusses der Hauptversammlung wird eingeschrankt. Naheres ist in Art. 2 § 1 Gesetz zur
Abmilderung der Folgen der COVID-19-Pandemie im Zivil-, Insolvenz- und Strafverfahrens-
recht geregelt.
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2. Vorab-Dividenden

a) Konnen Vorab-Dividenden auch ohne Ermachtigung in der Satzung erfolgen?
(Stand: 30.03.2020)

Im Jahr 2020 werden Vorab-Dividenden im Sinne von § 59 AktG durch das Gesetz zur Abmil-
derung der Folgen der COVID-19-Pandemie im Zivil-, Insolvenz- und Strafverfahrensrecht
ohne vorherigen Hauptversammlungsbeschluss nach Entscheidung des Vorstandes mit Zu-
stimmung des Aufsichtsrates auch dann ermdglicht, wenn dies in der Satzung nicht vorgese-
hen ist (Art. 2 8 1 Abs. 4 Gesetz zur Abmilderung der Folgen der COVID-19-Pandemie im Zi-
vil-, Insolvenz- und Strafverfahrensrecht).

3. Sitzungen des Aufsichtsrates

a) Konnen Sitzungen des Aufsichtsrates im Umlaufverfahren stattfinden? (Stand:
31.03.2020)

Nach § 108 Abs. 4 AktG, der auch auf Aufsichtsrate einer GmbH angewandt wird, sind schrift-
liche, fernmindliche oder andere vergleichbare Formen der Beschlussfassung des Aufsichts-
rats moglich, wenn kein Aufsichtsratsmitglied diesem Verfahren widerspricht.

Der Aufsichtsrat bendétigt fiir diese Beschlussfassung nach § 108 Abs. 4 AktG keine Ermachti-
gung durch die Satzung oder Geschaftsordnung. Vorbehaltlich einer ndheren Regelung durch
die Satzung oder Geschaftsordnung setzt die Beschlussfassung ohne Sitzung aber voraus,
dass kein Aufsichtsratsmitglied der vorgeschlagenen Abstimmungsform widerspricht. Bei Wi-
derspruch auch nur eines Mitglieds darf die Beschlussfassung ohne Sitzung nicht erfolgen, es
sei denn, in der Satzung oder Geschaftsordnung ist etwas anderes bestimmit.
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IX. Baurecht/Bauvertragsrecht/Werkvertragsrecht
1. Erlass des BMI fur Baustellen des Bundes (Stand: 25.03.2020)

Das BMI hat einen Erlass zu bauvertraglichen Fragen der Corona-Pandemie an das BBSR ge-
richtet. Baustellen des Bundes sollen unter Sicherheitsmaf3gaben mdéglichst weiter betrieben
werden. Eine besondere Bedeutung komme in dieser Situation dem Sicherheits- und Gesund-
heitskoordinator nach § 3 BaustellenV zu.

Zu SicherheitsmalBhahmen hat die Berufsgenossenschaft des Bauwesens eine Reihe Informa-
tionen erarbeitet, darunter Kurz-Handlungshilfen zur Erstellung und Dokumentation der Ge-
fahrdungsbeurteilung fir Beschéftigte, Baustellen und Handwerker/Beschéftigte im Kunden-
dienst.

Weitere Infos im Erlass fur die 6ffentlichen Bauvorhaben betreffen die Handhabung von Bau-

ablaufstorungen und die Frage der hoheren Gewalt. Hinsichtlich Zahlungen wird darauf hinge-
wiesen, dass die unverzugliche Prifung und Begleichung von Rechnungen in der jetzigen Si-

tuation einen besonders hohen Stellenwert habe.

2. Wird ein Bauunternehmen/Handwerksunternehmen von seiner Leistungspflicht
befreit, wenn die Corona-Krise zu Personalengpassen, Materiallieferschwierig-
keiten oder anderen Leistungshindernissen fihrt?

Ein Auftragnehmer (Bauunternehmen/Handwerksunternehmen) wird dann von seinen Leis-
tungspflichten befreit, wenn ein Fall der ,héheren Gewalt* vorliegt. Unter héherer Gewalt ver-
steht die Rechtsprechung ein Ereignis, welches keiner Sphare einer der Vertragsparteien zu-
zuordnen ist, sondern von auf3en auf die Lebensverhéltnisse der Allgemeinheit oder einer un-
bestimmten Vielzahl von Personen einwirkt und objektiv unabwendbar sowie unvorhersehbar
ist (BGH, Urteil vom 22. April 2004 — 11l ZR 108/03).

Unter diesem Begriff werden grundsatzlich auch Krankheiten und Seuchen gefasst (BGH, Ur-
teil vom 16. Mai 2017 — X ZR 142/15). Die Weltgesundheitsorganisation WHO hat die Verbrei-
tung des Corona-Virus am 11.03.2020 als ,Pandemie” eingestuft, so, dass wir rechtlich wohl
von einem solchen Fall der ,héheren Gewalt* ausgehen, der dann auch Auswirkungen auf
Werkvertrage haben kann. Das Vorliegen héherer Gewalt fiihrt zu einem (voriibergehenden)
Ausschluss der Leistungspflicht. Derjenige Vertragspartner, der aufgrund des Vorliegens ho-
herer Gewalt nicht leisten kann, wird von seiner Leistungspflicht zumindest fir den Zeitraum
des Vorliegens dieser Umstande frei.

3. Kann das Wohnungsunternehmen trotzdem zumindest Schadensersatz geltend ma-
chen, wenn das Bauunternehmen/Handwerksunternehmen aufgrund hoherer Gewalt
nicht leisten muss?

Nein. Ein Schadensersatzanspruch setzt Verschulden voraus. Ein Verschulden liegt aber nicht
vor, wenn tatsachlich ein Fall ,héherer Gewalt* gegeben ist.


http://www.forum-vergabe.de/fileadmin/user_upload/Downloads/2020_03_23_BWI7-70406_21_1_Bauvertragsrecht_Corona.pdf
https://www.bgbau.de/date-object/gefaehrdungsbeurteilung/?tx_news_pi1%5Baction%5D=index&tx_news_pi1%5Bcontroller%5D=News&cHash=12bc892aebeb709e777f933a6b004718
https://www.bgbau.de/date-object/gefaehrdungsbeurteilung/?tx_news_pi1%5Baction%5D=index&tx_news_pi1%5Bcontroller%5D=News&cHash=12bc892aebeb709e777f933a6b004718
https://www.bgbau.de/fileadmin/Medien-Objekte/Medien/Gefaehrdungsbeurteilung/2020-03-20_Kurzhandlungshilfe_GB_Handwerker_im_Kundendienst_SARS-CoV-2.pdf
https://www.bgbau.de/fileadmin/Medien-Objekte/Medien/Gefaehrdungsbeurteilung/2020-03-20_Kurzhandlungshilfe_GB_Handwerker_im_Kundendienst_SARS-CoV-2.pdf
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4. Stellen die Auswirkungen der Corona-Krise immer einen Fall ,,hoherer Gewalt“ dar?

Mdglichereweise bestehen wirksame vertragliche Regelungen zwischen den Parteien zur
Frage der ,héheren Gewalt* und damit zusammenhangenden Leistungshindernissen. Diese
hatten Vorrang.
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X.  Forderung/Unterstitzung in der Corona-Krise (27.03.2020)

Zur Abfederung der Auswirkungen der Corona-Pandemie wurde ein Milliarden-Hilfspaket
aufgelegt. Die MalRnahmen des Bundes (Wirtschaftsstabilisierungsfonds, Soforthilfe, KfW-
Sonderprogramm 2020) werden durch MalRnahmen der Bundeslander flankiert.

1. Wirtschaftsstabilisierungsfonds (27.03.2020)
a) Zweck des Wirtschaftsstabilisierungsfonds

Der Wirtschaftsstabilisierungsfonds dient der Stabilisierung von Unternehmen der Realwirt-
schaft durch Uberwindung von Liquiditatsengpassen und durch Schaffung der Rahmenbedin-
gungen fir eine Starkung der Kapitalbasis von Unternehmen, deren Bestandsgeféahrdung
erhebliche Auswirkungen auf die Wirtschaft, die technologische Souveranitat, Versorgungs-
sicherheit, kritische Infrastrukturen oder den Arbeitsmarkt hétte.

Der Wirtschaftsstabilisierungsfonds sieht folgende Stabilisierungsinstrumente vor:

e Liquiditatsgarantien: Garantierahmen in Hohe von 400 Mrd. EUR, um Liquiditatseng-
passen von Unternehmen zu begegnen und um ihnen zu helfen, sich am Kapitalmarkt zu
refinanzieren.

o KapitalmalRnahmen: Krediterm&chtigung in Hohe von 100 Mrd. EUR fur direkte Rekapita-
lisierungsmalRnahmen, um die Solvenz von Unternehmen sicherzustellen (insbesondere
Erwerb von Anteilen oder stillen Beteiligungen, Zeichnung von Genussrechten oder Nach-
ranganleihen).

e Refinanzierung: Kreditermachtigung in Hohe von 100 Mrd. EUR zur Refinanzierung der
Kreditanstalt fir Wiederaufbau (KfW) bei der Ausflihrung der ihr zugewiesenen Sonder-
programme.

b) Welche "Unternehmen der Realwirtschaft" sind antragsberechtigt?

Unternehmen der Realwirtschaft im Sinne des Wirtschaftsstabilisierungsfonds sind Wirt-
schaftsunternehmen, die nicht Unternehmen des Finanzsektors und keine Kreditinstitute oder
Briickeninstitute sind und die in den letzten beiden bereits bilanziell abgeschlossenen Ge-
schéftsjahren vor dem 01.01.2020 mindestens zwei der drei folgenden Kriterien erflillt haben:

a) eine Bilanzsumme von mehr als 43 Mio. EUR,
b) mehr als 50 Mio. EUR Umsatzerltse sowie
¢) mehr als 249 Arbeitnehmer im Jahresdurchschnitt.

c) Bewertung der Wirksamkeit fur die Unternehmen der Wohnungswirtschaft

GdW Unternehmen fallen in der Gberwiegenden Mehrheit nicht in den Anwendungsbereich
des Gesetzes zur Errichtung eines Wirtschaftsstabilisierungsfonds. Die Zielrichtung des Ge-
setzes ist es, systemrelevante GrofRunternehmen, die durch die Corona-Pandemie in Liquidi-
tatsschwierigkeiten geraten sind, am Leben zu halten. Von den GdW Unternehmen wiirden
bezlglich der GroRRenkriterien gerade einmal 89 Unternehmen in den Anwendungsbereich fal-
len.
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2. Soforthilfe fur kleine Unternehmen, Selbststandige, Freiberufler (Stand: 30.03.2020)

Mit einem Sofortprogramm werden fir Kleinstunternehmen? aus allen Wirtschaftsbereichen
sowie fir Soloselbststéandige und Angehdorige der Freien Berufe einmalige Soforthilfen in Form
von Zuschissen zur Verfigung gestellt. Der Bund stellt fiir diese Soforthilfe 50 Mrd. EUR
bereit.

a) Wer ist antragsberechtigt?
e Selbststandige und Unternehmen mit bis zu 5 Beschéftigten (Vollzeitaquivalente)

e Einmalzahlung von bis zu 9.000 EUR flr 3 Monate (nicht zuriickzuzahlen)
o Selbststandige und Unternehmen mit bis zu 10 Beschaftigten (Vollzeitdquivalente)

e Einmalzahlung von bis zu 15.000 EUR fir 3 Monate (nicht zurlickzuzahlen)
Um die Soforthilfen in Anspruch nehmen zu kénnen, missen Antragsteller wirtschaftliche
Schwierigkeiten (Existenzbedrohung bzw. Liquiditatsengpass) infolge der Corona-Pandemie
nachweisen kdnnen. Das heil3t konkret, dass das jeweilige Unternehmen vor Marz 2020 nicht
in wirtschaftlichen Schwierigkeiten gewesen sein darf und der Schadenseintritt nach dem

11.03.2020 erfolgt sein muss.

Hinweis: Dieses Sofortprogramm des Bundes erganzt die Programme der Bundeslander. Die
Antrage werden deswegen aus einer Hand in den Bundesléandern bearbeitet.

Ubersicht tiber die zustandigen Behdrden oder Stellen in den Landern (Hinweis: Die genann-
ten Ansprechpartner kénnen sowohl zu Lander-Soforthilfen kontaktiert werden, wie auch fir
Bundes-Soforthilfen):

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Pressemitteilungen/Finanzpoli-
tik/2020/03/2020-03-29-PM-Verwaltungsvereinbarung-Soforthilfe-Anlage.pdf?  blob=publica-
tionFile&amp;v=4

b) Bewertung der Wirksamkeit fir die Unternehmen der Wohnungswirtschaft

Gdw Unternehmen fallen in der Giberwiegenden Mehrheit nicht in den Anwendungsbereich
des Programms. Die Zielrichtung des Gesetzes ist es, Kleinstunternehmen sowie Soloselbst-
standige und Angehorige der Freien Berufe, die durch die Corona-Pandemie in Liquiditats-
schwierigkeiten geraten sind, am Leben zu halten.

3. KfW-Sonderprogramm 2020 (Stand: 30.03.2020)

Unternehmen kdnnen ab sofort bei ihrer Bank oder Sparkasse einen Kredit fir Investitionen
und Betriebsmittel beantragen, sofern sie bis zum 31.12.2019 nicht in Schwierigkeiten waren
(https://www.kfw.de/kfw.de.html). Zielrichtung des Programmes ist es, Unternehmen, die durch
die Corona-Pandemie in Zahlungsschwierigkeiten geraten sind, mit Liquiditat zu versorgen.

' Kleinstunternehmen gemaR EU-Definition: Kleinstunternehmen ist ein Unternehmen mit weniger als
10 Mitarbeitern und einem Jahresumsatz bzw. einer Jahresbilanz von unter 2 Mio. EUR.


https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Pressemitteilungen/Finanzpolitik/2020/03/2020-03-29-PM-Verwaltungsvereinbarung-Soforthilfe-Anlage.pdf?__blob=publicationFile&amp;v=4
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Pressemitteilungen/Finanzpolitik/2020/03/2020-03-29-PM-Verwaltungsvereinbarung-Soforthilfe-Anlage.pdf?__blob=publicationFile&amp;v=4
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Pressemitteilungen/Finanzpolitik/2020/03/2020-03-29-PM-Verwaltungsvereinbarung-Soforthilfe-Anlage.pdf?__blob=publicationFile&amp;v=4
https://www.kfw.de/kfw.de.html
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a) Bewertung der Wirksamkeit fiir die Unternehmen der Wohnungswirtschaft

Unternehmen der Immobilien- und Wohnungswirtschaft steht das Programm grundsatzlich
offen. So kénnen sowohl Investitionen durch die Unternehmen, z. B. in die eigene Betriebs-
und Geschéftsausstattung o. &., und — derzeit wahrscheinlich viel relevanter — Betriebsmittel
(Personalkosten) finanziert werden. Investitionen in den Wohnungsbestand sind nicht zu-
lassig. Daflr stehen die Energieeffizienzprogramme der KW weiterhin zur Verfiigung.

Voraussetzung fur die Inanspruchnahme der Programme ist, dass es sich um gewerbliche
Unternehmen handelt, die zu mehr als 50 % in privater Hand sind. Mehrheitlich 6ffentlichen
Unternehmen steht das Programm nicht offen.

Offentlichen Unternehmen steht weiterhin das Programm IKU — Investitionskredit Kommunale
und Soziale Unternehmen zur Verfligung.

4. Verfahrenshinweise Beantragung der Mittel (Stand: 30.03.2020)

« Bei notwendigen Uberbriickungsfinanzierungen sollte als erster Schritt zeitnah das
Gesprach mit der Hausbank gesucht werden.

o Uber ihre Hausbank kénnen auch die Bundeshilfen der KfW beantragt werden.

o Die Forderdarlehen werden im Hausbankenverfahren vergeben. Das bedeutet, dass
Unternehmen hierbei ihre Antrage auf Férderdarlehen nicht bei der Kf\W oder dem
jeweiligen Landesforderinstitut, sondern direkt bei ihrer Bank stellen.

o Die Hausbank pruft die Antrage kurzfristig und leitet sie an die entsprechenden Férder-

institute weiter.

Die Kreditentscheidung verbleibt bei der jeweiligen Hausbank.

Datenschutz

1. Informationen zur Verarbeitung von personenbezogenen Daten im Zusammen-
hang mit der Corona-Pandemie (Stand: 31.03.2020)

Die unabhangigen Datenschutzaufsichtsbehtrden des Bundes und der Lander (DSK) haben

eine umfangreiche Liste von "Fragen und Antworten" zur Verarbeitung von personenbezoge-
nen Daten durch Arbeitgeber und Dienstherren im Zusammenhang mit der Corona-Pandemie
veroffentlicht:

https://www.datenschutzkonferenz-online.de/media/pm/20200325 Informatio-
nen zu Corona und Arbeitgeber.pdf

Die Datenschiitzer stellen klar, dass der Schutz personenbezogener Daten und Mal3nahmen
zur Bekdmpfung der Infektion sich nicht entgegenstehen.


https://www.datenschutzkonferenz-online.de/media/pm/20200325_Informationen_zu_Corona_und_Arbeitgeber.pdf
https://www.datenschutzkonferenz-online.de/media/pm/20200325_Informationen_zu_Corona_und_Arbeitgeber.pdf
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2. Dazu zusammengefasst die wichtigsten Hinweise zur Verarbeitung von Gesund-
heitsdaten zum Schutz vor Corona-Infektionen: (Stand: 24.03.2020)

Bei dem Schutz vor Corona-Infektionen in Inrem Unternehmen kommt es zur Verarbeitung von
Gesundheitsdaten, die nach Art. 9 Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) besonders ge-
schitzt sind. Zur Eindammung der Corona-Pandemie und zum Schutz des Unternehmens
werden derzeit folgende Malinahmen zur Erhebung und Verarbeitung personenbezogener Da-
ten als zulassig eingestuft:

¢ Informationen zu einer festgestellten Infektion oder Kontakt mit einer nachweislich infi-
zierten Person,

¢ Informationen Uber einen Aufenthalt in einer vom Robert-Koch-Institut (RKI) als Risiko-
gebiet eingestuften Region,

¢ Informationen von Gasten und Besuchern, insbesondere um festzustellen, ob diese
selbst infiziert sind oder im Kontakt mit einer nachweislich infizierten Person standen,

¢ Informationen von Gasten und Besuchern, ob diese sich im relevanten Zeitraum in ei-
ner vom RKI als Risikogebiet eingestuften Region aufgehalten haben,

o Offenlegung personenbezogener Daten von nachweislich infizierten oder unter Infekti-
onsverdacht stehenden Personen zur Information von Kontaktpersonen nur, wenn die
Kenntnis der Identitat fir die VorsorgemalRnahmen der Kontaktpersonen ausnahms-
weise erforderlich ist.

Die Berechtigung zur Verarbeitung personenbezogener Mitarbeiterdaten ergibt sich in diesen
Fallen fur Unternehmen im nicht 6ffentlichen Bereich aus § 26 Abs 1 BDSG bzw. Art. 6 Abs. 1
Satz 1 lit. f) DSGVO. Soweit Gesundheitsdaten verarbeitet werden, sind zudem auch § 26
Abs. 3 BDSG und Art. 9 Abs. 2 lit. b) DSGVO einschlagig.

Sollten Sie vorhaben, Fiebermessungen und sonstige medizinische MalRnahmen (z.B. Ra-
chenabstriche fur Speichelproben) durchfiihren zu wollen, kénnen diese MalRnhahmen durch-
aus als zuldssig angesehen werden, wenn die Ergebnisse nur fir eine Einlasskontrolle mit
Entscheidung Zutritt ja/nein genutzt werden oder wenn die Mal3Bnahmen rein freiwillig ohne
Nutzungsverpflichtung sind.

3. Information zur Einrichtung von Heimarbeitsplatzen (Stand: 24.03.2020)

Auch im Home-Office miissen die Voraussetzungen zur Einhaltung der bestehenden daten-
schutzrechtlichen Bestimmungen gegeben sein. Die Verantwortlichkeit des Unternehmens und
damit ggf. auch die personliche Haftung der Geschéftsfuhrung bleiben bestehen.

Es sollte konkrete Vorgaben fir die Beschaftigten geben wie der Arbeitsplatz zu Hause zu ge-
stalten ist. Dies sollte in einer Richtlinie zu Datenschutz und Datensicherheit bei Home-Office-
Tatigkeit erfolgen.

Sollten Sie Uber diese Richtlinie nicht verfiigen, sind folgende Malinahmen zur Gewébhrleis-
tung der nach der DSGVO geforderten technischen und organisatorischen Maflinahmen zur
Datensicherheit mindestens zu ergreifen:

e Mitarbeitern sollten fur die Arbeit im Home-Office oder von unterwegs dienstliche End-
geréate mit entsprechenden Benutzer- und Zugriffsrechten zur Verfligung gestellt wer-
den, der Einsatz privater Gerate ist zu verbieten und dies, soweit moglich, auch tech-
nisch zu unterbinden.
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e Die Festplatten bei mobilen Endgeraten sollten verschlisselt werden, so dass die Da-
ten bei Verlust des Gerats vor dem Zugriff Unbefugter geschiitzt sind.

o Daten aulRerhalb der gesicherten Arbeitsstétte zu verarbeiten, birgt das Risiko eines
Datenverlustes. Arbeitsergebnisse lokal zu speichern sollte nicht erlaubt sein. Die
Kommunikation mit der Arbeitsstelle hat Giber eine verschlisselte Verbindung zu erfol-
gen. Hierzu sollte eine VPNVerbindung genutzt werden (IPSec, OpenVPN u.a.), die
eine Verbindung zu den Systemen des Unternehmens herstellen und keine lokale
Speicherung erlauben.

e Der Einsatz von Zertifikaten, Chipkarten und/oder Hardwaretoken ist zu empfehlen und
sorgt fur eine sichere Identifikation und Authentifizierung am Unternehmensnetzwerk.
Die Zertifikate sollten regelméRig erneuert und auf Schwachstellen tberprift werden.

o Am hauslichen Arbeitsplatz sollte das private Wireless LAN derart eingerichtet sein,
dass ein hinreichend sicherer und aktueller Sicherheitsstandard implementiert ist (Ver-
schliisselung mit WPA?2). Der Routerzugriff sollte mit einem eigenen und nicht herstel-
lerseitig vorgegebenen Schlissel mit einer Passwortlange von mindestens 12 Zeichen,
bestehend aus Buchstaben in GroR3- / Kleinschreibung, Zahlen und Sonderzeichen je-
weils ohne erkennbaren Sinnzusammenhang versehen sein.

¢ Die Mitarbeiter sollten verpflichtet werden und MalRnahmen kennen, um vertrauliche
Daten und Informationen vor Einsicht und Zugriff Dritter zu schitzen, wie z. B. die Aus-
richtung des Monitors, die Verwendung eines Blickschutzfilters sowie die Einrichtung
und Nutzung eines automatischen,passwortgeschiitzten Bildschirmschoners.

¢ Die vom Arbeitgeber zur Verfligung gestellte IT-Ausstattung darf ausschlie3lich fur
dienstliche Zwecke genutzt werden, damit eine problematische Vermischung von priva-
ten und beruflichen Daten ausgeschlossen ist.

e Es sollten Regelungen zum Umgang mit gedruckten Dokumenten vorgegeben werden,
wie z. B. dass diese nach deren Nutzung zu schreddern sind und keinesfalls als
Schmier- noch Malpapier fir Kinder zweckentfremdet werden sollten.

Weiterfuhrende Informationen zum Datenschutz beztiglich Home Office finden Sie unter:
https://www.datenschutzzentrum.de/uploads/it/uld-ploetzlich-homeoffice.pdf

Xll.  Weitere Informationen
1. Steuerrechtliche Fragestellungen (Stand: 22.03.2020)
Das BMF hat folgende steuerpolitische Mal3Bnahmen (Erleichterungen) auf den Weg gebracht:

Im Einvernehmen mit den obersten Finanzbehdrden der Lander gilt im Hinblick auf Stun-
dungs- und Vollstreckungsmafnahmen sowie bei der Anpassung von Vorauszahlungen fur
Steuern, die von den Landesfinanzbehdrden im Auftrag des Bundes verwaltet werden, Folgen-
des: Zum BMF-Schreiben vom 19.03.2020 https://www.bundesfinanzministe-
rium.de/nl/30df53e6-9dea-4250-9efd-260e05854263

Nach dem Ergebnis der Erorterung der obersten Finanzbehdrden der Lander gilt bei der Fest-
setzung des Gewerbesteuermessbetrages fur die Zwecke der Vorauszahlungen (8 19 Abs. 3
Satz 3 GewStG) Folgendes: Gleich lautende Erlasse der obersten Finanzbehdrden der Lander
vom 19.03.2020 https://www.bundesfinanzministerium.de/nl/7a0452f6-07b6-453d-b293-
a75e54f8025f



https://www.datenschutzzentrum.de/uploads/it/uld-ploetzlich-homeoffice.pdf
https://www.bundesfinanzministerium.de/nl/30df53e6-9dea-4250-9efd-260e05854263
https://www.bundesfinanzministerium.de/nl/30df53e6-9dea-4250-9efd-260e05854263
https://www.bundesfinanzministerium.de/nl/7a0452f6-07b6-453d-b293-a75e54f8025f
https://www.bundesfinanzministerium.de/nl/7a0452f6-07b6-453d-b293-a75e54f8025f
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2. Grundsatzwissen Uber COVID-19 (Stand: 26.03.2020)

Eine Wissensplattform fir Mediziner stellt aktuelle Informationen tGber Covid-19 zur Verfligung,
z.B. Inkubationszeit, Dauer der Ansteckung, Transmissionswege, Ubertrager, Immunitat und
Einflussfaktoren auf die Ubertragung und Verbreitung. Quelle: https://www.am-
boss.com/de/wissen/COVID-19

3. Bericht zur Auswirkung der Corona-Pandemie auf den Arbeitsmarkt des Instituts flr
Arbeitsmarkt und Berufsforschung IAB in Nirnberg (Stand: 26.03.2020)

Ausgang fur das berechnete Modell ist die Annahme, dass ein Teil der Wirtschaftstatigkeit fur
sechs Wochen ausféllt und dann tber einen ebenso langen Zeitraum zur Normalitat zurtick-
kehrt. Zugleich wird unterstellt die Weltwirtschaft gerét in eine deutliche Rezession, die nicht
zu einer systemischen Krise anwdachst. Fur das Jahr 2020 kann unter dieser Annahme eine
drastische Schrumpfung des realen Bruttoinlandsprodukts von 2,0 Prozent erwartet werden.
Die Zahl der Arbeitslosen steigt im Jahresdurchschnitt um 90.000. Bei der Erwerbstatigkeit
ergibt sich im Jahresdurchschnitt nur noch Stagnation, zeitweise sinkt sie um 300.000 Perso-
nen.

Alternativ wird das Szenario betrachtet in dem ein Teil der Wirtschaftstatigkeit von zweiein-
halbmonatigen Ausféllen betroffen ist, die sich erst bis zum Jahresende wieder normalisieren.
Daraus ergabe sich fur das Jahr 2020 rechnerisch eine BIP-Schrumpfung um 4,7 Prozent. In
dem Fall zweieinhalbmonatiger Ausfélle mit Normalisierung der Wirtschaftstatigkeit erst bis
zum Jahresende wird die Belastung fir den Arbeitsmarkt erheblich gréRer. Bei der Erwerbsta-
tigkeit wiirde man sich im Bereich doppelt so hoher Riickgdnge der Erwerbstatigkeit (-600.000
Personen) bewegen. Auch die Arbeitslosigkeit wiirde zunachst deutlich starker steigen und im
weiteren Jahresverlauf langsamer wieder zurlickgehen. Im unglnstigen Falle kdnnte die
Marke von drei Millionen Arbeitslosen im Laufe des Jahres wieder tberschritten werden.

Den vollstandigen Bericht finden Sie unter: http://doku.iab.de/kurzber/2020/kb0720.pdf

4. F&A des Bundesministeriums der Justiz und fir Verbraucherschutz (Stand:
27.03.2020)

Das Bundesministerium der Justiz und fir Verbraucherschutz in Berlin hat ein Papier mit Fra-
gen und Antworten zum Schutz der Mieterinnen und Mieter in Zeiten der COVID- 19-Pande-
mie erstellt.

Das PDF kann hier heruntergeladen werden:
https://netzwerkwohnungswirtschaft.de/api/storage/fi-
les/5e7¢cd674bde9732c0783ad71/get/08 F%26A Schutz%20der%20Mieterin-
nen%20und%20Mieter.pdf? =1585239673328&download

5. Zensus 2021, Gebaude- und Wohnungszéhlung (01.04.2020)

Der bayrische Ministerprasident Markus Sdder hat am Montagabend 6ffentlich eine Verschie-
bung des Zensus 2021 ins Spiel gebracht. Er sieht beim Bayrischen Statistischen Landesamt
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nicht ausreichend Kapazitaten, um den Zensus wie geplant bis Mai 2021 umzusetzen und pla-
diert daflir, den Stichtag um ein Jahr zu verschieben. Laut Presseberichten haben die Minis-
terprasidenten mit dem Bund dartiber gesprochen. Das Ergebnis ist bislang nicht bekannt.
Falls eine Verschiebung angestrebt wird, wird es dazu Gespréche auf europaischer Ebene ge-
ben.

Die Wohnungswirtschaft ist als Auskunftsgeber beim Zensus 2021 bei der Geb&ude- und
Wohnungszahlung betroffen: Seit dem 4. Quartal 2019 stehen die Unternehmen und die ein-
zelnen zustandigen Statistischen Landesamter in Kontakt, um die Bestandslisten abzuglei-
chen. Die statistischen Behdrden bauen ein Gebaude- und Wohnungsregister als Grundstock
fur die Zahlung auf. Der Zeitplan ist hier je nach Bundesland etwas verschieden (die Durchfih-
rung des Zensus obliegt den Landesamtern, der Bund koordiniert hier nur). Ende 2020 wird
dieses Gebaude- und Wohnungsregister noch einmal aktualisiert. Die Unternehmen liefern
dazu noch einmal die aktuellen Daten zu den abgestimmten Bestandslisten.

Im Mai 2021 nach dem Stichtag Ubertragen die Wohnungsunternehmen mit einer Datei die er-
fragten Merkmale zu Geb&auden und Wohnungen.

Wir verfolgen die Entwicklung und informieren Sie weiter.

XIll.  Anlagen

1. Arbeitgeberbescheinigung und Passierschein (Stand: 24.03.2020)



	Inhaltsverzeichnis
	I. Empfehlungen zum Umgang im direkten Kundenkontakt
	1. Hygienemaßnahmen bei Einsatz im Umfeld der Liegenschaften (20.03.2020)
	2. Bei einem regulären Einsatz bei einem Kunden in der Wohnung (23.03.2020)
	3. Bei einem Einsatz in einer Wohnung, die offensichtlich durch das Gesundheitsamt unter Quarantäne gestellt wurde (Stand: 24.03.2020)
	4. Technische Fragen (Stand: 27.03.2020)
	a) Hausreinigung (Stand: 26.03.2020)
	b) Wohnungsübergabe (Stand: 26.03.2020)
	c) Vorübergehende Stilllegungen von Trinkwasserinstallationen in Gebäuden bei Betriebsunterbrechungen im Zuge von Maßnahmen gegen das Coronavirus (Stand: 24.03.2020)
	d) Abfalltrennung (27.03.2020)
	e) Betrieb Raumlufttechnischer Anlagen unter den Randbedingungen der aktuellen Covid-19-Pandemie (Stand: 02.04.2020)

	5. Weitere technische Infos (Stand: 24.03.2020)
	a) Keine Übertragung von Coronaviren durch Trinkwasser (Stand: 24.03.2020)
	b) Humane Coronaviren i. A. nicht besonders stabil auf trockenen Oberflächen (Stand: 24.03.2020)
	c) Mieterhaushalte im selben Mehrfamilienhaus bei Infektion in einem anderen  Haushalt i. A. mit geringem Risiko (Stand: 24.03.2020)
	d) Info von BMG und BZgA in mehreren Sprachen (Stand: 30.03.2020)
	e) Zeitraum für die notwendige Marktraumumstellung von L-Gas auf H-Gas wird wegen Corona-Krise ausgeweitet (02.04.2020)

	6. Arbeitsschutz auf Baustellen (01.04.2020)
	7. Beschluss der Bundesregierung und der Länder zu "Kontaktsperren" (Stand:  22.03.2020)

	II. Arbeitsrecht (Hinweise unter Mitwirkung des AGV – Arbeitgeberverband der Deutschen Wohnungswirtschaft e.V. - www.agv-online.de)
	1. Pflicht zur Arbeitsleistung
	a) Besteht eine Pflicht zur Arbeitsleistung? (Stand: 22.03.2020)
	b) Welche Auswirkungen auf die Arbeitspflicht hat die Schließung von Kitas/Schulen? (Stand: 22.3.2020)
	c) Pflege von nahen Angehörigen und Kindern (Stand: 22.03.2020)

	2. Informationspflichten
	a) Wie muss der Arbeitgeber seine Mitarbeiter informieren? (Stand: 17.03.2020)
	b) Muss der Arbeitnehmer den Arbeitgeber über die Krankheitsursache informieren? (Stand: 22.03.2020)

	3. Kann der Arbeitgeber eine ärztliche Untersuchung einfordern? (Stand: 22.03.2020)
	4. Darf der Arbeitgeber konkrete Schutzmaßnahmen gegenüber den Beschäftigten anordnen? (Stand: 22.03.2020)
	5. Haben Mitarbeiter einen Anspruch auf Home-Office? (Stand: 20.03.2020)
	6. Sollten Veranstaltungen weiterhin stattfinden? (Stand: 22.03.2020)
	7. Welche Ansprüche haben Arbeitnehmer, die unter Quarantäne gestellt werden? (Stand: 22.03.2020)
	8. Gibt es ein Muster für eine Arbeitgeberbescheinigung/einen Passierschein? (Stand: 24.03.2020)
	9. Kurzarbeitergeld: Prüfung der Antragsvoraussetzungen (Stand: 27.03.2020)
	10. Unter welchen Voraussetzungen können Unternehmen derzeit die Stundung von Sozialversicherungsbeiträgen beantragen? (Stand: 27.03.2020)

	III. Mietrecht
	1. Veröffentlichung von Handlungsempfehlungen (Stand: 17.03.2020)
	2. Umgang mit Mitarbeitern in Wohnungsbeständen (Stand: 20.03.2020)
	3. Ist ein Mieter verpflichtet, den Vermieter oder Mitbewohner zu informieren, wenn dieser positiv auf Corona getestet wurde? (Stand: 17.03.2020)
	4. Wenn ein Vermieter Informationen darüber hat, dass ein Mieter positiv auf Corona getestet wurde:  Ist dieser verpflichtet, die Hausgemeinschaft zu informieren, ggf. welche Maßnahmen muss er ergreifen. (Stand: 20.03.2020)
	5. Wie ist mit einer Quarantäne-Anordnung in der Mietwohnung seitens des Vermieters umzugehen? (Stand: 20.03.2020)
	6. Kann der Mieter die Miete mindern, wenn notwendige Leistungen wegen Personalmangel infolge Corona ausbleiben und die Mietsache daher einen Mangel hat? (Stand: 20.03. 2020)
	7. Kann der Mieter die Miete mindern, wenn er Räume oder Außenflächen wie Spielplätze oder ähnliches nicht nutzen kann? (Stand: 17.03.2020)
	8. Verweigerung des Zutritts (Stand: 22.03.2020)
	9. Verweigerung des Zutritts trotz Rechtspflichten des Vermieters (Stand: 22.03.2020)
	10. Umzug des Mieters (Stand: 26.03.2020)
	11. Wie ist das bei Fristen – etwa für Betriebskosten? (Stand: 23.03.2020)
	12. Was hat das Bundeskabinett am 23.3.2020 für das Mietrecht beschlossen? (Stand: 24.03.2020)
	13. Hat der Vermieter trotz des Beschlusses einen Anspruch auf Mietzahlungen? (Stand: 26.03.2020)
	14. Was muss ein Mieter tun, um sich während der COVID-19-Pandemie vor einer Kündigung zu schützen? (Stand: 24.03.2020)
	15. Müssen Mieter die Miete mit Zinsen zurückzahlen? (Stand: 01.04.2020)
	16. Was ist mit den Mietzahlungen, die ein Mieter derzeit nicht leisten kann? (Stand: 24.03.2020)
	17. Können Gästewohnungen weiterhin vermietet werden, wenn die Verordnungen zur sozialen Distanzierung besagen, dass keine touristischen Vermietungen stattfinden dürfen? Müssen belegte Wohnungen geräumt werden? Sollen alle zukünftigen Anmietungen/Rese...
	18. Können Wohnungsabnahmen durchgeführt werden? (Stand: 27.03.2020)
	19. Was bedeutet "Glaubhaftmachung" im Zusammenhang mit der Frage, ob die Nichtleistung der Mietzahlung für die Monate April bis 30. Juni 2020 auf die Covid-19 Pandemie zurückzuführen ist? (Stand: 30.03.2020)
	20. Gewerberecht (Stand: 31.03.2020)
	a) Liegt ein Mangel vor, wenn ein Gewerbebetrieb durch behördlich angeordnete Schließung infolge der Corona-Pandemie aktuell nicht betrieben werden kann bzw. kann die Miete gemindert werden?
	b) Anspruch auf Vertragsanpassung?


	IV. Wohnungseigentum/WEG Recht (Stand: 26.03.2020)
	1. Kann eine Wohnungseigentümerversammlung noch durchgeführt werden? (Stand: 26.03.2020)
	2. Welche Maßnahmen sollten im Falle der Durchführung einer Wohnungseigentümerversammlung getroffen werden? (Stand: 25.03.2020)
	3. Kann eine Wohnungseigentümerversammlung virtuell durchgeführt werden? (Stand: 25.03.2020)
	4. Was ist, wenn die Wohnungseigentümerversammlung verschoben werden muss? (Stand: 26.03.2020)
	5. Zu den Änderungen im Einzelnen (Stand: 25.03.2020):
	a) Verwalterbestellung
	b) Der Wirtschaftsplan gilt fort
	c) Die Jahresabrechnung

	6. Was ist bei dringenden Maßnahmen? (Stand: 25.03.2020)
	7. Was ist, wenn kein Verwalter bestellt wurde? (Stand: 25.03.2020)
	8. Wohnungseigentumsverwaltung (Stand: 24.03.2020)
	a) Handlungsempfehlung zu Wohnungsbesichtigungen (Stand: 24.03.2020)


	V. Prüfungsrechtliche Fragen in Bezug auf Wohnungsgenossenschaften
	1. Aufstellung des Jahresabschlusses
	a) Gibt es für die Aufstellung des Jahresabschlusses Fristen? (Stand: 18.03.2020)
	b) Dürfen diese Fristen wegen Corona überschritten werden? (Stand: 18.03.2020)
	c) Hat eine verspätete Aufstellung des Jahresabschlusses haftungsrechtliche Folgen für die verantwortlichen Organe? (Stand: 18.03.2020)

	2. Prüfung des Jahresabschlusses
	a) Gibt es für die Prüfung des Jahresabschlusses Fristen? (Stand: 18.03.2020)
	b) Dürfen diese Fristen wegen Corona überschritten werden? (Stand: 18.03.2020)
	c) Hat eine verspätete Prüfung des Jahresabschlusses haftungsrechtliche Folgen für die verantwortlichen Organe? (Stand: 18.03.2020)
	d) Kann Corona Auswirkungen auf die Auslieferung / Unterzeichnung der Prüfungsberichte haben? (Stand 31.03.2020)
	e) Wie ist mit Einschränken im Rahmen der Prüfung umzugehen? (Stand: 31.03.2020)

	3. Offenlegung des Jahresabschlusses
	a) Gibt es für die Offenlegung des Jahresabschlusses Fristen? (Stand: 18.03.2020)
	b) Dürfen diese Fristen wegen Corona überschritten werden? (Stand: 18.03.2020)
	c) Hat eine verspätete Offenlegung des Jahresabschlusses haftungsrechtliche Folgen für die verantwortlichen Organe? (Stand: 18.03.2020)

	4. Darstellung im Lagebericht
	a) Wie kann im Lagebericht über die Pandemie und deren mögliche Folgen berichtet werden? (Stand: 19.03.2020)


	VI. Genossenschaftsrechtliche Fragen
	1. Generalversammlung
	a) Gibt es eine Frist für die Abhaltung der Generalversammlung? (Stand: 19.03.2020)
	b) Dürfen diese Fristen wegen Corona überschritten werden? (Stand: 26.03.2020)
	c) Hat eine verspätet stattfindende Versammlung Auswirkungen auf die Beschlüsse? (Stand: 19.03.2020)
	d) Hat eine verspätet stattfindende Versammlung haftungsrechtliche Folgen für die verantwortlichen Organe? (Stand: 19.03.2020)
	e) Darf ausnahmsweise der Aufsichtsrat den Jahresabschluss feststellen? (Stand: 30.03.2020)
	f) Ist die Entlastung des Vorstandes und des Aufsichtsrates durch Beschluss der Mitgliederversammlung rechtwirksam, wenn die Feststellung des Jahresabschlusses durch den Aufsichtsrat erfolgte? (Stand: 26.03.2020)
	g) Hat eine verspätet stattfindende Generalversammlung Auswirkungen auf die Auszahlung des Auseinandersetzungsguthabens? (Stand: 26.03.2020)
	h) Kann das Auseinandersetzungsguthaben ausnahmsweise ohne Feststellung des Jahresabschlusses durch die Generalversammlung erfolgen? (Stand: 30.03.2020)
	i) Darf eine Dividendenzahlung ohne Feststellung des Jahresabschlusses durch die Generalversammlung erfolgen? (Stand: 30.03.2020)
	j) Hat eine verspätet stattfindende Generalversammlung Auswirkungen auf eine ggf. erforderliche (Neu-)Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern? (Stand: 30.03.2020)
	k) Darf die Anzahl der Mitglieder des Aufsichtsrats weniger als die durch Gesetz  oder Satzung bestimmte Mindestzahl betragen? (Stand: 30.03.2020)
	l) Können Beschlüsse der Generalversammlung schriftlich oder elektronisch  gefasst werden? (Stand: 30.03.2020)
	m) Gibt es Erleichterungen bei der Einberufung der Generalversammlung? (Stand: 30.03.2020)

	2. Amtszeit der Vertreterinnen und Vertreter
	a) Gibt eine Frist für die Amtszeit der Vertreterinnen und Vertreter? (Stand: 19.03.2020)
	b) Hat eine verspätet stattfindende Vertreterversammlung Auswirkungen auf die Wahl und Amtszeit der Vertreterinnen und Vertreter? (Stand: 19.03.2020)

	3. Mitgliederliste
	a) Gibt es eine Pflicht zur Führung einer Mitgliederliste? (Stand: 19.03.2020)
	b) Kann die Liste aufgrund des Corona-Virus im Einzelfall verzögert geführt werden? (Stand: 19.03.2020)

	4. Zusammensetzung des Vorstandes
	a) Gibt es Regelungen für die Zusammensetzung des Vorstandes? (Stand: 19.03.2020)
	b) Gibt es Sonderregelungen hinsichtlich der Amtszeit? (Stand: 30.03.2020)

	5. Beschlüsse von Vorstand und Aufsichtsrat
	a) Können Beschlüsse ohne physische Anwesenheit der Vorstands- oder Aufsichtsratsmitglieder gefasst werden? (Stand: 30.03.2020)


	VII. Prüfungsrechtliche Fragen in Bezug auf Wohnungsgesellschaften
	1. Aufstellung des Jahresabschlusses
	a) Gibt es für die Aufstellung des Jahresabschlusses Fristen? (Stand: 19.03.2020)
	b) Dürfen diese Fristen wegen Corona überschritten werden? (Stand: 19.03.2020)
	c) Hat eine verspätete Aufstellung des Jahresabschlusses haftungsrechtliche Folgen für die verantwortlichen Organe? (Stand: 19.03.2020)

	2. Prüfung des Jahresabschlusses
	a) Gibt es für die Prüfung des Jahresabschlusses Fristen? (Stand: 19.03.2020)
	b) Dürfen diese Fristen wegen Corona überschritten werden? (Stand: 19.03.2020)
	c) Hat eine verspätete Prüfung des Jahresabschlusses haftungsrechtliche Folgen für die verantwortlichen Organe? (Stand: 19.03.2020)

	3. Offenlegung des Jahresabschlusses
	a) Gibt es für die Offenlegung des Jahresabschlusses Fristen? (Stand: 19.03.2020)
	b) Dürfen diese Fristen wegen Corona überschritten werden? (Stand: 19.03.2020)
	c) Hat eine verspätete Offenlegung des Jahresabschlusses haftungsrechtliche Folgen für die verantwortlichen Organe? (Stand: 19.03.2020)

	4. Darstellung im Lagebericht
	a) Wie kann im Lagebericht über die Pandemie und deren mögliche Folgen berichtet werden? (Stand: 19.03.2020)


	VIII. Gesellschaftsrechtliche Fragen
	1. Gesellschafterversammlung oder Hauptversammlung
	a) Gibt es eine Frist für die Abhaltung der Gesellschafterversammlung oder Hauptversammlung? (Stand: 30.03.2020)
	b) Dürfen diese Fristen wegen Corona überschritten werden? (Stand: 30.03.2020)
	c) Hat eine verspätet stattfindende Versammlung Auswirkungen auf die Beschlüsse? (Stand: 17.03.2020)
	d) Hat eine verspätet stattfindende Versammlung haftungsrechtliche Folgen für die verantwortlichen Organe? (Stand: 17.03.2020)
	e) Können Beschlüsse der Gesellschafterversammlung bzw. Hauptversammlung schriftlich oder elektronisch gefasst werden? (Stand: 30.03.2020)

	2. Vorab-Dividenden
	a) Können Vorab-Dividenden auch ohne Ermächtigung in der Satzung erfolgen? (Stand: 30.03.2020)

	3. Sitzungen des Aufsichtsrates
	a) Können Sitzungen des Aufsichtsrates im Umlaufverfahren stattfinden? (Stand: 31.03.2020)


	IX. Baurecht/Bauvertragsrecht/Werkvertragsrecht
	1. Erlass des BMI für Baustellen des Bundes (Stand: 25.03.2020)
	2. Wird ein Bauunternehmen/Handwerksunternehmen von seiner Leistungspflicht befreit, wenn die Corona-Krise zu Personalengpässen, Materiallieferschwierigkeiten oder anderen Leistungshindernissen führt?
	3. Kann das Wohnungsunternehmen trotzdem zumindest Schadensersatz geltend machen, wenn das Bauunternehmen/Handwerksunternehmen aufgrund höherer Gewalt nicht leisten muss?
	4. Stellen die Auswirkungen der Corona-Krise immer einen Fall „höherer Gewalt“ dar?

	X. Förderung/Unterstützung in der Corona-Krise (27.03.2020)
	1. Wirtschaftsstabilisierungsfonds (27.03.2020)
	a) Zweck des Wirtschaftsstabilisierungsfonds
	b) Welche "Unternehmen der Realwirtschaft" sind antragsberechtigt?
	c) Bewertung der Wirksamkeit für die Unternehmen der Wohnungswirtschaft

	2. Soforthilfe für kleine Unternehmen, Selbstständige, Freiberufler (Stand: 30.03.2020)
	a) Wer ist antragsberechtigt?
	b) Bewertung der Wirksamkeit für die Unternehmen der Wohnungswirtschaft

	3. KfW-Sonderprogramm 2020 (Stand: 30.03.2020)
	a) Bewertung der Wirksamkeit für die Unternehmen der Wohnungswirtschaft

	4. Verfahrenshinweise Beantragung der Mittel (Stand: 30.03.2020)

	XI. Datenschutz
	1. Informationen zur Verarbeitung von personenbezogenen Daten im Zusammenhang mit der Corona-Pandemie (Stand: 31.03.2020)
	2. Dazu zusammengefasst die wichtigsten Hinweise zur Verarbeitung von Gesundheitsdaten zum Schutz vor Corona-Infektionen: (Stand: 24.03.2020)
	3. Information zur Einrichtung von Heimarbeitsplätzen (Stand: 24.03.2020)

	XII. Weitere Informationen
	1. Steuerrechtliche Fragestellungen (Stand: 22.03.2020)
	2. Grundsatzwissen über COVID-19 (Stand: 26.03.2020)
	3. Bericht zur Auswirkung der Corona-Pandemie auf den Arbeitsmarkt des Instituts für Arbeitsmarkt und Berufsforschung IAB in Nürnberg (Stand: 26.03.2020)
	4. F&A des Bundesministeriums der Justiz und für Verbraucherschutz (Stand: 27.03.2020)
	5. Zensus 2021, Gebäude- und Wohnungszählung (01.04.2020)

	XIII. Anlagen
	1. Arbeitgeberbescheinigung und Passierschein (Stand: 24.03.2020)

	Word-Lesezeichen
	Y-100-G-ZPO-P-294
	Y-100-G-ZPO-P-294-X-1
	Y-100-G-ZPO-P-294-X-2


